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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EG) Nr. 247/2008 DES RATES

vom 17. März 2008

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 über eine gemeinsame Organisation der
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse

(Verordnung über die einheitliche GMO)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verarbeitungsbeihilfe für kurze Flachsfasern und
Hanffasern, die höchstens 7,5 % Unreinheiten und Schä-
ben enthalten, gilt bis zum Ende des Wirtschaftsjahres
2007/08. In Anbetracht der günstigen Markttendenzen
für diese Faserart im Rahmen der derzeitigen Beihilferege-
lung und um dazu beizutragen, neue Erzeugnisse und
ihre Absatzmöglichkeiten zu fördern, sollte die Anwen-
dung dieser Beihilfe bis zum Ende des Wirtschaftsjahres
2008/09 verlängert werden.

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 1673/2000 des Rates vom
27. Juli 2000 über die gemeinsame Marktorganisation
für Faserflachs und -hanf (1) sah eine Anhebung der Ver-
arbeitungsbeihilfe für lange Flachsfasern ab dem Wirt-
schaftsjahr 2008/09 vor. Die Verordnung (EG) Nr.
1673/2000 ist ab dem Wirtschaftsjahr 2008/09 durch
die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 ersetzt worden.
Die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr.
1234/2007 wurden in Anbetracht der Bestimmungen

der Verordnung (EG) Nr. 1673/2000 so erstellt, wie sie
ab diesem Wirtschaftsjahr gegolten hätten, so dass die
Beihilfe in der vorgesehenen Höhe festgesetzt wurde.
Da die Verarbeitungsbeihilfe für kurze Fasern bis zum
Ende des Wirtschaftsjahrs 2008/09 beibehalten wird,
sollte die Verarbeitungsbeihilfe für lange Flachsfasern
für das zusätzliche Wirtschaftsjahr in der Höhe beibehal-
ten werden, die bisher in der Verordnung (EG) Nr.
1673/2000 bis zum Ende des Wirtschaftsjahres
2007/08 vorgesehen war.

(3) Um die Erzeugung von hochwertigen kurzen Flachsfasern
und Hanffasern zu fördern, wird die Beihilfe für Fasern
gewährt, die höchstens 7,5 % Unreinheiten und Schäben
enthalten. Die Mitgliedstaaten können jedoch von diesem
Grenzwert abweichen und die Verarbeitungsbeihilfe für
kurze Flachsfasern mit einem Gehalt an Unreinheiten
und Schäben von 7,5 % bis 15 % und für Hanffasern
mit einem Gehalt an Unreinheiten und Schäben von
7,5 % bis 25 % gewähren. Da dies nur noch bis zum
Ende des Wirtschaftsjahres 2007/08 möglich ist, muss
den Mitgliedstaaten die Möglichkeit gegeben werden,
ein weiteres Wirtschaftsjahr lang von diesem Grenzwert
abzuweichen.

(4) Da sich neue Absatzmöglichkeiten auf dem Markt ent-
wickelt haben, muss eine Mindestmenge an verfügbaren
Ausgangserzeugnissen gewährleistet werden. Um so wei-
terhin für ein vernünftiges Niveau der betreffenden Erzeu-
gungen in jedem Mitgliedstaat zu sorgen, muss der Zeit-
raum, in dem die garantierten einzelstaatlichen Mengen
gelten, verlängert werden.

(5) Für die Fortsetzung der traditionellen Flachserzeugung in
bestimmten Regionen der Niederlande, Belgiens und
Frankreichs wurde eine ergänzende Beihilfe gewährt. Da-
mit die landwirtschaftlichen Betriebsstrukturen weiterhin
schrittweise an die neuen Marktbedingungen angepasst
werden können, muss diese Übergangsbeihilfe bis zum
Ende des Wirtschaftsjahres 2008/09 verlängert werden.

(6) Die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 sollte daher ent-
sprechend geändert werden —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 wird wie folgt geändert:

1. Der Titel von Teil II Titel I Kapitel IV Abschnitt I Unterab-
schnitt II erhält folgende Fassung:

„ U n t e r a b s c h n i t t I I

F a s e r f l a c h s u n d - h a n f “ .

2. Artikel 91 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Unterabsatz 1 wird durch folgende Unterabsätze
ersetzt:

„(1) Die Beihilfe für die Verarbeitung von Flachsstroh
zur Herstellung langer Flachsfasern wird dem zugelasse-
nen Erstverarbeiter nach Maßgabe der Fasermenge ge-
währt, die tatsächlich aus dem Stroh gewonnen wird,
für das ein Kaufvertrag mit einem Betriebsinhaber ge-
schlossen wurde.

Im Wirtschaftsjahr 2008/09 wird die Beihilfe unter den-
selben Bedingungen für die Verarbeitung von Flachsstroh
zur Herstellung kurzer Flachsfasern und für die Verarbei-
tung von Hanfstroh zur Faserherstellung gewährt.“

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Im Sinne dieses Unterabschnitts ist ein ‚zugelasse-
ner Erstverarbeiter‘ die natürliche oder juristische Person
oder Vereinigung natürlicher oder juristischer Personen,
unabhängig davon, welchen rechtlichen Status sie oder
ihre Mitglieder aufgrund der einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften haben, die von der zuständigen Behörde des
Mitgliedstaats, in dessen Gebiet sich der Betrieb zur Er-
zeugung von Faserflachs und -hanf befindet, zugelassen
ist.“

3. Artikel 92 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Betrag der Verarbeitungsbeihilfe gemäß Artikel 91
wird in folgender Höhe festgesetzt:

a) für lange Flachsfasern:

— für das Wirtschaftsjahr 2008/09 auf 160 EUR je
Tonne,

— ab dem Wirtschaftsjahr 2009/10 auf 200 EUR je
Tonne;

b) für das Wirtschaftsjahr 2008/09 für kurze Flachsfasern
und Hanffasern, die höchstens 7,5 % Unreinheiten und
Schäben enthalten, auf 90 EUR je Tonne.

Die Mitgliedstaaten können jedoch unter Berücksichtigung
der traditionellen Absatzmöglichkeiten beschließen, die Bei-
hilfe auch zu gewähren

a) für kurze Flachsfasern mit einem Gehalt an Unreinheiten
und Schäben von 7,5 % bis 15 %,

b) für Hanffasern mit einem Gehalt an Unreinheiten und
Schäben von 7,5 % bis 25 %.

In den in Unterabsatz 2 genannten Fällen gewähren die Mit-
gliedstaaten die Beihilfe für eine Menge, die bei Zugrundele-
gung von 7,5 % Unreinheiten und Schäben höchstens der
erzeugten Menge entspricht.“

4. Artikel 94 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Für lange Flachsfasern, für die die Beihilfe gewährt
werden kann, wird eine garantierte Höchstmenge von
80 878 Tonnen je Wirtschaftsjahr festgesetzt. Diese
Menge wird auf bestimmte Mitgliedstaaten als garantierte
einzelstaatliche Mengen gemäß Anhang XI Abschnitt A.I
aufgeteilt.“

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz eingefügt:

„(1a) Für kurze Flachsfasern und Hanffasern, für die die
Beihilfe gewährt werden kann, wird eine garantierte
Höchstmenge von 147 265 Tonnen für das Wirtschafts-
jahr 2008/09 festgesetzt. Diese Menge wird auf be-
stimmte Mitgliedstaaten als garantierte einzelstaatliche
Mengen gemäß Anhang XI Abschnitt A.II aufgeteilt.“

c) Folgender Absatz wird angefügt:

„(3) Jeder Mitgliedstaat kann einen Teil seiner in Ab-
satz 1 genannten garantierten einzelstaatlichen Menge ge-
gen seine in Absatz 1a genannte garantierte einzeche
Menge austauschen und umgekehrt.

Für den Austausch nach Unterabsatz 1 gilt ein Gegenwert
von 1 Tonne langer Flachsfasern für 2,2 Tonnen kurze
Flachsfasern und Hanffasern.

Die Verarbeitungsbeihilfe wird höchstens für die in Ab-
satz 1 oder Absatz 1a genannten Mengen gezahlt, gege-
benenfalls gemäß den Unterabsätzen 1 und 2 dieses Ab-
satzes angepasst.“
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5. Nach Artikel 94 wird folgender Artikel eingefügt:

„Artikel 94a

Ergänzende Beihilfe

Im Wirtschaftsjahr 2008/09 wird dem zugelassenen Erster-
zeuger eine ergänzende Beihilfe gewährt für in den Gebieten
I und II gemäß Anhang XI Abschnitt A.III gelegene Flachs-
anbauflächen, deren Stroherzeugung Gegenstand ist

a) eines Kaufvertrags oder einer Verpflichtung gemäß Arti-
kel 91 Absatz 1 und

b) einer Verarbeitungsbeihilfe für die Langfasererzeugung.

Der Betrag der ergänzenden Beihilfe beläuft sich für Flächen
im Gebiet I auf 120 EUR je Hektar und im Gebiet II auf
50 EUR je Hektar.“

6. Anhang XI wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Ver-
ordnung geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 1. Juli 2008.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 17. März 2008.

Im Namen des Rates
Der Präsident

I. JARC
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ANHANG

Anhang XI Abschnitt A erhält folgende Fassung:

„A.I. Aufteilung der garantierten Höchstmenge für lange Flachsfasern auf die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 94 Absatz 1

Belgien 13 800

Bulgarien 13

Tschechische Republik 1 923

Deutschland 300

Estland 30

Spanien 50

Frankreich 55 800

Lettland 360

Litauen 2 263

Niederlande 4 800

Österreich 150

Polen 924

Portugal 50

Rumänien 42

Slowakei 73

Finnland 200

Schweden 50

Vereinigtes Königreich 50

A.II. Aufteilung der garantierten Höchstmenge für das Wirtschaftsjahr 2008/09 für kurze Flachsfasern und Hanffasern
auf die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 94 Absatz 1a

Die Menge gemäß Artikel 94 Absatz 1a wird wie folgt aufgeteilt:

a) in Form garantierter einzelstaatlicher Mengen auf die folgenden Mitgliedstaaten:

Belgien 10 350

Bulgarien 48

Tschechische Republik 2 866

Deutschland 12 800

Estland 42

Spanien 20 000

Frankreich 61 350

Lettland 1 313

Litauen 3 463

Ungarn (*) 2 061

Niederlande 5 550

Österreich 2 500

Polen 462

Portugal 1 750

Rumänien 921
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Slowakei 189

Finnland 2 250

Schweden 2 250

Vereinigtes Königreich 12 100

(*) Die garantierte einzelstaatliche Menge für Ungarn betrifft nur Hanf.

b) 5 000 Tonnen für das Wirtschaftsjahr 2008/09 in Form garantierter einzelstaatlicher Mengen auf Dänemark,
Irland, Griechenland, Italien und Luxemburg. Diese Aufteilung erfolgt nach Maßgabe der Flächen, für die nach
Artikel 91 Absatz 1 ein Vertrag geschlossen oder eine Verpflichtung eingegangen wurde.

A.III. Für die Beihilfe nach Artikel 94a in Betracht kommende Gebiete

Gebiet I

1. Das Gebiet der Niederlande.

2. Die folgenden belgischen Gemeinden: Assenede, Beveren-Waas, Blankenberge, Bredene, Brugge, Damme, De
Haan, De Panne, Diksmuide (ohne Vladslo und Woumen), Gistel, Jabbeke, Knokke-Heist, Koksijde, Lo-Reninge,
Middelkerke, Nieuwpoort, Oostende, Oudenburg, Sint-Gillis-Waas (nur Meerdonk), Sint-Laureins, Veurne und
Zuienkerke.

Gebiet II

1. Die belgischen Gebiete außer den zu Gebiet I gehörenden Gebieten.

2. Die folgenden französischen Gebiete:

— das Department Nord,

— die Arrondissements Béthune, Lens, Calais, Saint-Omer und der Kanton Marquise im Departement Pas-de-
Calais,

— die Arrondissements Saint-Quentin und Vervins im Departement Aisne,

— das Arrondissement Charleville-Mézières im Departement Ardennes.“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 248/2008 DES RATES

vom 17. März 2008

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 in Bezug auf die einzelstaatlichen Milchquoten

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Anhang IX der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des
Rates vom 22. Oktober 2007 über eine gemeinsame
Organisation der Agrarmärkte und mit Sondervorschrif-
ten für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse (Ver-
ordnung über die einheitliche GMO) (1) sind die im Rah-
men der Milchquotenregelung zur Begrenzung der Erzeu-
gung vorgesehenen einzelstaatlichen Milchquoten für die
sieben am 1. April 2008 anlaufenden Zwölfmonatszei-
träume festgesetzt.

(2) Gemäß Artikel 66 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1234/2007 werden diese Quoten vorbehaltlich einer et-
waigen Überprüfung auf der Grundlage der allgemeinen
Marktlage und der besonderen Bedingungen in bestimm-
ten Mitgliedstaaten festgesetzt.

(3) Der Rat hat die Kommission aufgefordert, einen Bericht
über die Marktperspektiven auszuarbeiten, sobald die Re-
formen 2003 der gemeinsamen Marktorganisation für

Milch und Milcherzeugnisse vollständig durchgeführt
sind, damit beurteilt werden kann, ob die Zuweisung
zusätzlicher Quoten angebracht ist.

(4) Der nun vorliegende Bericht enthält die Schlussfolgerung,
dass angesichts der derzeitigen Lage auf dem Gemein-
schaftsmarkt und auf den Weltmärkten sowie der voraus-
sichtlichen Lage bis 2014 eine zusätzliche Anhebung der
Quoten um 2 % zur Erleichterung einer größeren Milch-
erzeugung in der Gemeinschaft und zur Erfüllung der
neuen Anforderungen des Milchmarktes gerechtfertigt ist.

(5) Daher ist es angebracht, die in Anhang IX der Verord-
nung (EG) Nr. 1234/2007 festgesetzten Quoten aller Mit-
gliedstaaten ab 1. April 2008 um 2 % anzuheben.

(6) Die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 sollte daher ent-
sprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Nummer 1 des Anhangs IX der Verordnung (EG) Nr.
1234/2007 erhält die Fassung des Wortlauts im Anhang der
vorliegenden Verordnung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 17. März 2008.

Im Namen des Rates
Der Präsident

I. JARC
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ANHANG

„1. Einzelstaatliche Quoten

Mitgliedstaat Mengen (Tonnen)

Belgien 3 427 288,740

Bulgarien 998 580,000

Tschechische Republik 2 792 689,620

Dänemark 4 612 619,520

Deutschland 28 847 420,391

Estland 659 295,360

Irland 5 503 679,280

Griechenland 836 923,260

Spanien 6 239 289,000

Frankreich 25 091 321,700

Italien 10 740 661,200

Zypern 148 104,000

Lettland 743 220,960

Litauen 1 738 935,780

Luxemburg 278 545,680

Ungarn 2 029 861,200

Malta 49 671,960

Niederlande 11 465 630,280

Österreich 2 847 478,469

Polen 9 567 745,860

Portugal 1 987 521,000

Rumänien 3 118 140,000

Slowenien 588 170,760

Slowakei 1 061 603,760

Finnland 2 491 930,710

Schweden 3 419 595,900

Vereinigtes Königreich 15 125 168,940“
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VERORDNUNG (EG) Nr. 249/2008 DES RATES

vom 17. März 2008

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1425/2006 zur Einführung eines endgültigen
Antidumpingzolls auf die Einfuhren bestimmter Säcke und Beutel aus Kunststoffen mit Ursprung

in der Volksrepublik China und Thailand

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom
22. Dezember 1995 über den Schutz gegen gedumpte Einfuh-
ren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län-
dern (1) („Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 9 und
Artikel 11 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1425/2006 des Rates vom
25. September 2006 zur Einführung eines endgültigen Anti-
dumpingzolls auf die Einfuhren bestimmter Säcke und Beutel
aus Kunststoffen mit Ursprung in der Volksrepublik China und
Thailand und zur Einstellung des Verfahrens betreffend die Ein-
fuhren bestimmter Säcke und Beutel aus Kunststoffen mit Ur-
sprung in Malaysia (2),

auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung des Beratenden
Ausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe:

1. GELTENDE MASSNAHMEN

(1) Im Anschluss an eine Untersuchung („Ausgangsuntersu-
chung“) führte der Rat mit der Verordnung (EG) Nr.
1425/2006 einen endgültigen Antidumpingzoll auf die
Einfuhren bestimmter Säcke und Beutel aus Kunststoffen
mit Ursprung unter anderem in der Volksrepublik China
ein.

1.1. Einleitung einer Interimsüberprüfung

(2) Auf Initiative der Kommission wurde in Bezug auf einen
chinesischen ausführenden Hersteller, und zwar das Un-
ternehmen Xinhui Alida Polythene Limited (nachstehend
„Xinhui Alida“ oder „das Unternehmen“), das den gelten-
den Antidumpingmaßnahmen unterliegt, eine teilweise
Interimsüberprüfung der oben genannten Verordnung
eingeleitet. Diese teilweise, auf Initiative der Kommission
eingeleitete Interimsüberprüfung stützte sich auf vom
oben genannten Unternehmen übermittelte Anscheinsbe-
weise.

(3) Die Überprüfung wurde gemäß Artikel 11 Absatz 3 der
Grundverordnung eingeleitet. In den der Kommission
von Xinhui Alida übermittelten Schriftstücken brachte
das Unternehmen vor, dass sich die auf das Unternehmen
beziehenden Umstände, auf deren Grundlage die Maß-
nahmen eingeführt wurden, dauerhaft verändert hätten.

(4) Den der Kommission vorliegenden Informationen zufolge
ist das Unternehmen dem Anschein nach unter markt-
wirtschaftlichen Bedingungen tätig; es macht geltend,
nunmehr die Kriterien des Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe
c der Grundverordnung zu erfüllen. Das Unternehmen
brachte ferner vor, dass sich sein Absatzgefüge sowohl
hinsichtlich der Menge als auch der Bestimmungsländer
seit dem für die Festlegung der geltenden Maßnahmen
maßgeblichen Zeitraum dauerhaft verändert habe, was
auch für die Produktionskapazität des Unternehmens
gelte. Seitens des Unternehmens wurde darüber hinaus
argumentiert, dass ein Vergleich des Normalwerts, der
sich auf seine Kosten/Inlandspreise stützt, mit den Preisen
seiner Ausfuhren in die Gemeinschaft eine Dumping-
spanne ergeben würde, die erheblich niedriger ist als
die geltenden Maßnahmen; hierzu wurden entsprechende
Anscheinsbeweise vorgelegt.

(5) Vor diesem Hintergrund sei eine Aufrechterhaltung der
Maßnahmen in ihrer jetzigen Höhe, die sich auf die vor-
her ermittelte Dumpingspanne stützen, zum Ausgleich
des Dumpings nicht länger erforderlich.

(6) Nachdem die Kommission nach Anhörung des Beraten-
den Ausschusses festgestellt hatte, dass hinreichende Be-
weise für die Einleitung einer teilweisen Interimsüberprü-
fung vorlagen, veröffentlichte sie eine Bekanntmachung
(„Einleitungsbekanntmachung“) (3) und leitete eine Unter-
suchung ein, die sich auf die Prüfung des Dumpingtatbe-
standes beschränkte.

1.2. Von der Untersuchung betroffene Parteien

(7) Die Kommission unterrichtete Xinhui Alida und die mit
ihm verbundenen Unternehmen sowie die Vertreter des
Ausfuhrlandes offiziell über die Einleitung der Interims-
überprüfung. Sie gab den interessierten Parteien Gelegen-
heit, ihren Standpunkt schriftlich darzulegen und eine
Anhörung zu beantragen.

(8) Die Kommission sandte dem Antragsteller und den mit
ihm verbundenen Unternehmen Fragebogen zu, die frist-
gerecht beantwortet wurden. Sie holte alle Informationen
ein, die sie für die Untersuchung von Dumping und
Marktwirtschaftsbehandlung als notwendig erachtete,
prüfte sie und führte Kontrollbesuche in den Betrieben
der folgenden Unternehmen durch:

— Xinhui Alida Polythene Limited, Xinhui, China;

— Horneman Chemplas (Far East) Limited, Hongkong;
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— British Polythene Industries plc, Stockton-on-Tees,
Vereinigtes Königreich;

— Thai Plastic Bags Industries Co., Ltd., Nakhonpathom,
Thailand;

— Thai Griptech Co., Ltd, Samae-Dum, Bangkok, Thai-
land;

— Sahachit Watana Co., Ltd, Nongkaem, Bangkok, Thai-
land.

1.3. Untersuchungszeitraum der Überprüfung

(9) Die Untersuchung des Dumpings betraf den Zeitraum
vom 1. Juli 2005 bis zum 30. Juni 2006 („Untersu-
chungszeitraum der Überprüfung“ oder „UZÜ“).

2. BETROFFENE UND GLEICHARTIGE WARE

2.1. Betroffene Ware

(10) Die Überprüfung bezieht sich auf dieselbe Ware wie die
Ausgangsuntersuchung, d. h. auf Säcke und Beutel aus
Kunststoffen mit einem Polyethylenanteil von mindestens
20 GHT und einer Dicke von nicht mehr als 100 Mikro-
meter (μm), mit Ursprung in der VR China, die derzeit
unter den KN-Codes ex 3923 21 00, ex 3923 29 10
und ex 3923 29 90 (TARIC-Codes 3923 21 00 20,
3923 29 10 20 und 3923 29 90 20) eingereiht werden.

2.2. Gleichartige Ware

(11) Die Überprüfung ergab, dass das Unternehmen Xinhui
Alida keine Verkäufe auf dem Inlandsmarkt hatte und
daher keine gleichartige Ware herstellte.

3. MARKTWIRTSCHAFTSBEHANDLUNG („MWB“)

(12) Gemäß Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe c der Grundver-
ordnung wird in allen Antidumpinguntersuchungen, die
Einfuhren mit Ursprung in der VR China betreffen, der
Normalwert für diejenigen ausführenden Hersteller, die
die Kriterien des Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe c der
Grundverordnung erfüllen, gemäß Artikel 2 Absätze 1
bis 6 der Grundverordnung ermittelt. Rein informations-
halber folgt eine kurze Zusammenfassung dieser Krite-
rien:

— Die Unternehmen treffen ihre Entscheidungen auf der
Grundlage von Marktsignalen und ohne nennens-
werte staatliche Einflussnahme, und die Kosten beru-
hen auf Marktwerten;

— die Buchführung wird von unabhängigen Stellen nach
internationalen Rechnungslegungsstandards geprüft
und in allen Bereichen angewendet;

— es bestehen keine nennenswerten Verzerrungen in-
folge des früheren nicht marktwirtschaftlichen Sys-
tems;

— es gelten Konkurs- und Eigentumsvorschriften, die
Rechtssicherheit und Stabilität sicherstellen;

— Währungsumrechnungen erfolgen zu Marktkursen.

(13) Die Kommissionsdienststellen gelangten zu dem Schluss,
dass das Unternehmen Xinhui Alida nachweisen konnte,
dass es alle fünf Kriterien nach Artikel 2 Absatz 7 Buch-
stabe c der Grundverordnung erfüllt, und schlugen vor,
ihm die MWB zu gewähren.

(14) Sowohl Xinhui Alida als auch der Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft erhielten Gelegenheit zur Stellungnahme
zu den vorstehenden Feststellungen.

(15) Der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft focht die Gewäh-
rung der MWB für das Unternehmen Xinhui Alida mit
der Begründung an, dass die Modalitäten der Unterneh-
mensführung unklar seien und dass das Unternehmen
gewisse Dokumente vernichtete, die für den Nachweis
der Voraussetzungen für die MWB erforderlich sind.

(16) Nach der Satzung des Unternehmens würden seine Di-
rektoren von den Anteilseignern proportional zu den von
ihnen gehaltenen Anteilen an Xinhui Alida ernannt, zur-
zeit würden aber die beiden Anteilseigner dieselbe An-
zahl von Direktoren benennen, obwohl sie nicht dieselbe
Anzahl von Anteilen besäßen. Dies bedeutet allerdings
nicht, dass die Modalitäten der Unternehmensführung
unklar sind. Der kleinere Aktionär ist mehrheitlich im
Besitz des größeren, so dass die Zusammensetzung des
Vorstands die tatsächlichen Eigentumsverhältnisse von
Xinhui Alida widerspiegelt.

(17) Ferner wurde vorgebracht, das Unternehmen sei nicht
imstande gewesen, Originalbelege der Banküberweisun-
gen für die ursprüngliche Einzahlung von Kapital, die
Zahlung für das Landnutzungsrecht und die Zahlung
an den Staat für die Übernahme seiner Anteile bei der
vollständigen Privatisierung einzureichen, da die unter-
nehmensinternen Bestimmungen die Aufbewahrung von
Dokumenten für lediglich sieben Jahre vorsähen. Das Un-
ternehmen war aber in der Lage, überprüfte Buchfüh-
rungsbelege über diese Transaktionen einzureichen, so
dass das Fehlen der Original-Banküberweisungen ange-
sichts der inzwischen verstrichenen Zeit als nicht außer-
gewöhnlich angesehen wurde.

(18) Die vorgenannten Argumente wurden geprüft, da jedoch
keine Beweise vorgelegt wurden, die eine Änderung der
Entscheidung der Kommission über die Gewährung von
MWB an das betroffene Unternehmen hätten bewirken
können, wurde das Vorbringen des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft zurückgewiesen.
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(19) Der Beratende Ausschuss wurde konsultiert, und die di-
rekt betroffenen Parteien wurden entsprechend unterrich-
tet. Die Hauptargumente des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft wurden bereits weiter oben erläutert.

4. DUMPING

4.1. Normalwert

4.1.1. Methode zur Ermittlung des Normalwerts

(20) Zunächst prüfte die Kommission nach Artikel 2 Absatz 2
der Grundverordnung, ob die Inlandsverkäufe der gleich-
artigen Ware des ausführenden Herstellers an unabhän-
gige Abnehmer repräsentativ waren, das heißt, ob die
verkauften Mengen 5 % oder mehr der zur Ausfuhr in
die Gemeinschaft verkauften Mengen der betroffenen
Ware entsprachen. Da Xinhui Alida im UZÜ keine In-
landsverkäufe hatte, wurde der Normalwert des Unter-
nehmens nach Maßgabe des Artikels 2 Absatz 3 der
Grundverordnung wie nachstehend beschrieben ermittelt.

4.1.2. Ermittlung des Normalwerts

(21) Da keine Inlandsverkäufe zu verzeichnen waren, wurde
der Normalwert gemäß Artikel 2 Absatz 3 der Grund-
verordnung rechnerisch durch die Addierung der durch-
schnittlichen Herstellkosten von Xinhui Alida im UZÜ
und der Vertriebs-, Verwaltungs- und Gemeinkosten
(VVG-Kosten) sowie der gewogenen durchschnittlichen
Gewinne ermittelt.

(22) Das Unternehmen Xinhui Alida machte geltend, dass
seine Herstellkosten zwecks Berücksichtigung der Unter-
schiede in der Abschreibungspolitik zwischen ihm und
seiner Muttergesellschaft im Vereinigten Königreich, Bri-
tish Polythene Industries plc („BPI“), berichtigt werden
sollten, da seine Konten mit denen des Mutterunterneh-
mens konsolidiert würden. Xinhui Alida belegte, dass BPI
seine Anlageabschreibungen im Rahmen des Konsolidie-
rungsprozesses anpasste, und brachte ferner vor, dass die
Abschreibungsraten in China gesetzlich festgelegt seien,
was das Unternehmen daran hindere, seine Abschrei-
bungspolitik an die des Mutterunternehmens anzuglei-
chen.

(23) Dieses Vorbringen wurde zurückgewiesen, zum einen
deswegen, weil sich die gesetzliche Lage in China 2001
änderte und die festen Abschreibungsraten abgeschafft
wurden, zum anderen, weil es sich bei den Herstellkosten
von Xinhui Alida im UZÜ um die in seinen geprüften
Abschlüssen festgehaltenen Kosten und nicht um Kosten
handelte, die berichtigt waren, um eine Konsolidierung
im Vereinigten Königreich zu ermöglichen. Außerdem
ergab die ebenfalls durchgeführte Überprüfung der Ver-
mögenswerte, dass diese nach zehn Jahren größtenteils
weiterhin verwendet wurden.

(24) Xinhui Alida brachte ferner vor, dass seine Rohstoffpreise
berichtigt werden sollten, um der Tatsache Rechnung zu
tragen, dass ein Teil der seinem Lieferanten, Horneman
Chemplas (Far East) Limited, gezahlten Summe in Wirk-
lichkeit an seine Holdinggesellschaft, Venture Hongkong,

gezahlt wurde, die teilweise Horneman Chemplas und
teilweise British Polythene Industries plc (BPI) gehört.
Auch diesem Vorbringen wurde nicht gefolgt. Zum ei-
nem sind Horneman Chemplas und Xinhui Alida zwar
verbundene Parteien, aber der von Horneman Chemplas
dem Unternehmen Xinhui Alida in Rechnung gestellte
Preis, der einen geringen Aufschlag von Horneman auf
den Kaufpreis zur Deckung seiner Kosten bei der Beschaf-
fung beinhaltete, wurde als angemessener Marktpreis an-
gesehen. Zum anderen wurden die Beträge von Honeman
nicht direkt Xinhui Alida zurückerstattet, beispielsweise
in Form eines Mengenrabatts oder einer Gutschrift, sie
gingen vielmehr an das Unternehmen Venture Hong-
kong, das sie anschließend als (eine) Kapitalzuführung
oder in Form anderer Zahlungen an Xinhui Alida über-
wies. Daher können sie nicht als übliche Preisnachlässe
eingestuft werden, wie sie ein Verkäufer dem Käufer ge-
währt.

(25) Die Daten für Vertriebs-, Verwaltungs- und Gemeinkos-
ten (VVG-Kosten) und den gewogenen durchschnittlichen
Gewinn wurden anhand von Antworten auf Fragebogen
ermittelt, die an Unternehmen im Vergleichsland wie
nachstehend ausgeführt versandt wurden.

4.1.3. Vergleichsland

(26) Angesichts der fehlenden Verkäufe auf dem Inlandsmarkt
wurden für die rechnerische Ermittlung des Normalwerts
in Bezug auf das Unternehmen Xinhui Alida Angaben
aus dem Vergleichsland gemäß Artikel 2 Absatz 6 Buch-
stabe c der Grundverordnung zugrunde gelegt. In der
Einleitungsbekanntmachung wurde Malaysia als Ver-
gleichsland vorgesehen, allerdings erklärte sich kein Un-
ternehmen aus diesem Land bereit, an der Untersuchung
mitzuarbeiten. Für die Mitarbeit konnten jedoch drei Un-
ternehmen aus Thailand gewonnen werden, die entspre-
chende Inlandsverkäufe hatten. Die gewogenen durch-
schnittlichen VVG-Kosten und der Gewinn wurden an-
hand der von diesen Unternehmen übermittelten und in
ihren Betrieben überprüften Angaben errechnet.

4.2. Ausfuhrpreis

(27) Im Falle der durch Xinhui Alida an unabhängige Abneh-
mer in der Gemeinschaft getätigten Direktverkäufe wurde
der Ausfuhrpreis stets gemäß Artikel 2 Absatz 8 der
Grundverordnung anhand der im UZÜ tatsächlich für
die betroffene Ware gezahlten oder zu zahlenden Preise
ermittelt.

(28) Der überwiegende Teil der durch Xinhui Alida getätigten
Verkäufe ging allerdings an das mit ihm verbundene Un-
ternehmen in Hongkong, Horneman Chemplas, um an
Endabnehmer in der Gemeinschaft weiterverkauft zu wer-
den, oder an das mit ihm verbundene Unternehmen im
Vereinigten Königreich, BPI, um innerhalb der Gemein-
schaft an die Endabnehmer verkauft zu werden. Für diese
Ausfuhren in die Gemeinschaft wurde der Ausfuhrpreis
gemäß Artikel 2 Absatz 9 der Grundverordnung rechne-
risch ermittelt, d. h. auf der Grundlage der im UZÜ dem
verbundenen Unternehmen vom ersten unabhängigen
Abnehmer in der Gemeinschaft tatsächlich gezahlten
oder zu zahlenden Weiterverkaufspreise, die um alle zwi-
schen der Einfuhr und dem Weiterverkauf angefallenen
Kosten und Gewinne berichtigt wurden.
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4.3. Vergleich

(29) Der Vergleich des Normalwerts mit dem Ausfuhrpreis
wurde auf der Stufe ab Werk und auf der gleichen Han-
delsstufe vorgenommen. Im Interesse eines fairen Ver-
gleichs wurden gemäß Artikel 2 Absatz 10 der Grund-
verordnung auf Antrag Berichtigungen für Unterschiede
vorgenommen, die nachweislich die Preise und ihre Ver-
gleichbarkeit beeinflussten. So wurden, soweit erforder-
lich und gerechtfertigt, Berichtigungen für Unterschiede
bei Preisnachlässen, Mengenrabatten, Provisionen, Trans-
port-, Versicherungs-, Bereitstellungs- und Verpackungs-
kosten, Bankgebühren, Kreditkosten und Einfuhrabgaben
vorgenommen.

(30) Da die Funktion des mit dem Unternehmen verbundenen
Einführers im Vereinigten Königreich mit der eines auf
Provisionsbasis tätigen Handelsvertreters vergleichbar ist,
wurde gemäß Artikel 2 Absatz 10 Buchstabe i der
Grundverordnung am Ausfuhrpreis eine Berichtigung
für die Provisionen vorgenommen. Die Höhe der Provi-
sion wurde anhand direkter Hinweise auf das Vorhanden-
sein einer mit diesen Aufgaben verbunden Handelsspanne
und der Vertriebskosten berechnet.

4.4. Dumpingspanne

(31) Wie in Artikel 2 Absatz 11 der Grundverordnung vor-
gesehen, wurde der gewogene durchschnittliche Normal-
wert der einzelnen Warentypen jeweils mit dem berich-
tigten gewogenen durchschnittlichen Ausfuhrpreis des
entsprechenden Typs der betroffenen Ware verglichen.

(32) Die so ermittelte Dumpingspanne von Xinhui Alida, aus-
gedrückt als Prozentsatz des cif-Nettopreises frei Grenze
der Gemeinschaft, unverzollt, beläuft sich auf 4,3 %.

5. DAUERHAFTE VERÄNDERUNG DER UMSTÄNDE

(33) Gemäß Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung wurde
auch geprüft, ob vertretbarerweise davon ausgegangen
werden konnte, dass sich die Umstände dauerhaft verän-
dert haben.

(34) Zuerst ist zu bemerken, dass das Unternehmen beweisen
konnte, dass ihm die MWB zustand und es daher für eine
individuelle Dumpingspanne in Betracht kommt. Die
Gründe für die Gewährung der MWB sind als dauerhaft
anzusehen, da sie sich auf die langfristige Struktur und
das Geschäftsmodell des Unternehmens stützen. Ferner
wurden Angaben zur Entwicklung der Produkttypen
und der Preisschwankungen für einen Zeitraum nach
Ende des UZÜ im Juni 2006 angefordert. Das Unterneh-
men legte Beweise dafür vor, dass die Rohstoffpreise im
zweiten Halbjahr 2006 anstiegen und gegen Ende 2006
wieder fielen, jedoch nach wie vor über dem Niveau
während des UZÜ lagen. Angesichts der Politik des Mut-

terunternehmens bezüglich der Verrechnungspreise zwi-
schen ihm und Xinhui Alida ist nachvollziehbar, dass der
Verrechnungspreis während der zweiten Hälfte des Jahres
2006 stabil blieb, während die Rohstoffpreise erheblich
anstiegen. BPI konnte darüber hinaus belegen, dass seine
Weiterverkaufspreise in der zweiten Hälfte des Jahres
2006 stabil blieben, wodurch die für den UZÜ errechnete
Dumpingspanne für den Rest des Jahres 2006 eindeutig
ihre Gültigkeit behielt.

(35) Das Unternehmen brachte ferner vor, dass sich sein Ab-
satzgefüge sowohl hinsichtlich der Menge als auch der
Bestimmungsländer seit dem Zeitraum der Ausgangsun-
tersuchung (April 2004 bis März 2005) dauerhaft verän-
dert habe.

(36) Die im Zuge der Untersuchung gewonnen Erkenntnisse
belegen, dass sich das Verhalten des Unternehmens in
absehbarer Zeit kaum in einem Ausmaß ändern dürfte,
das die Schlussfolgerungen der aktuellen Untersuchung
beeinflussen könnte, was auch für die Umstände gilt,
die zur Einleitung dieser Untersuchung geführt haben.
Somit ist davon auszugehen, dass die betreffenden Verän-
derungen ebenso wie die Schlussfolgerungen der Unter-
suchung dauerhaft sind.

6. ANTIDUMPINGMASSNAHMEN

(37) Vor dem Hintergrund der Untersuchungsergebnisse er-
scheint es angemessen, den für die Einfuhren der betrof-
fenen Ware von dem Unternehmen Xinhui Alida gelten-
den Antidumpingzoll auf 4,3 % zu ändern.

7. UNTERRICHTUNG

(38) Die interessierten Parteien wurden über die wesentlichen
Fakten und Erwägungen unterrichtet, auf deren Grund-
lage die Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1425/2006
empfohlen werden sollte, und erhielten Gelegenheit zur
Stellungnahme.

(39) Das Unternehmen erhob Einwände gegen die übermittel-
ten Schlussfolgerungen, in denen mehrere von dem Un-
ternehmen geforderte Berichtigungen abgelehnt wurden,
die die Berechnung der Abschreibung in China, die Be-
handlung eines Wechselkursgewinnes, der im Vereinigten
Königreich erzielt wurde, und den geltend gemachten
Rabatt auf Rohstoffe betrafen. Das Unternehmen legte
aber keine neuen Beweise zur Untermauerung seiner Ein-
wände vor, die deshalb zurückgewiesen wurden.

(40) Der Wirtschaftszweig der Gemeinschaft forderte weitere
Informationen hinsichtlich der rechnerischen Ermittlung
des Normalwerts auf der Grundlage von Daten aus Thai-
land, legte aber keine Beweise vor, die die Berechnung
oder die verwendeten Methoden in Frage stellen —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In die Tabelle in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1425/2006 wird Folgendes eingefügt:

Land Unternehmen Zollsatz (%) TARIC-Zusatzcode

„Volksrepublik China Xinhui Alida Polythene Limited, Xinhui 4,3 % A854“

In der Liste der Unternehmen in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1425/2006 wird Folgendes gestrichen:

„XINHUI ALIDA POLYTHENE LIMITED Xinhui“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 17. März 2008.

Im Namen des Rates
Der Präsident

I. JARC
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VERORDNUNG (EG) Nr. 250/2008 DER KOMMISSION

vom 18. März 2008

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis-
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun-
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und
Gemüse (1), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom-
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der
Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 für die in ihrem An-
hang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge-
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. März 2008 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. März 2008

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 18. März 2008 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 JO 60,4
MA 58,1
TN 134,4
TR 105,4
ZZ 89,6

0707 00 05 JO 178,8
MA 90,4
TR 175,5
ZZ 148,2

0709 90 70 MA 86,5
TR 147,7
ZZ 117,1

0709 90 80 EG 238,6
ZZ 238,6

0805 10 20 EG 42,7
IL 56,5
MA 51,8
TN 53,6
TR 50,7
ZA 43,3
ZZ 49,8

0805 50 10 EG 107,9
IL 106,3
SY 109,7
TR 130,4
ZA 147,5
ZZ 120,4

0808 10 80 AR 91,4
BR 76,9
CA 98,7
CL 100,7
CN 72,7
MK 46,8
US 104,7
UY 87,6
ZA 69,5
ZZ 83,2

0808 20 50 AR 81,5
CL 84,1
CN 57,9
ZA 90,2
ZZ 78,4

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code
„ZZ“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 251/2008 DER KOMMISSION

vom 18. März 2008

über die Erteilung von Einfuhrlizenzen für die in den ersten sieben Tagen des Monats März 2008 im
Rahmen der mit der Verordnung (EG) Nr. 533/2007 eröffneten Zollkontingente für Geflügelfleisch

gestellten Anträge

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2777/75 des Rates vom
29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorganisation für
Geflügelfleisch (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommis-
sion vom 31. August 2006 mit gemeinsamen Regeln für die
Verwaltung von Einfuhrzollkontingenten für landwirtschaftliche
Erzeugnisse im Rahmen einer Einfuhrlizenzregelung (2), insbe-
sondere auf Artikel 7 Absatz 2,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 533/2007 der Kommis-
sion vom 14. Mai 2007 zur Eröffnung und Verwaltung von
Zollkontingenten im Geflügelfleischsektor (3), insbesondere auf
Artikel 5 Absatz 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 533/2007 sind Zollkontin-
gente für die Einfuhr von Erzeugnissen des Geflügel-
fleischsektors eröffnet worden.

(2) Die Mengen, auf die sich die in den ersten sieben Tagen
des Monats März 2008 für den Teilzeitraum vom
1. April bis 30. Juni 2008 gestellten Einfuhrlizenzanträge
beziehen, sind bei bestimmten Kontingenten höher als
die verfügbaren Mengen. Daher ist zu bestimmen, in
welchem Umfang die Einfuhrlizenzen erteilt werden kön-
nen, indem der auf die beantragten Mengen anzuwen-
dende Zuteilungskoeffizient festgesetzt wird —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Auf die Einfuhrlizenzanträge, die gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 533/2007 für den Teilzeitraum vom 1. April bis 30. Juni
2008 gestellt wurden, werden die im Anhang der vorliegenden
Verordnung angegebenen Zuteilungskoeffizienten angewandt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. März 2008 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. März 2008

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung

DE19.3.2008 Amtsblatt der Europäischen Union L 76/15

(1) ABl. L 282 vom 1.11.1975, S. 77. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 679/2006 (ABl. L 119 vom
4.5.2006, S. 1). Die Verordnung (EWG) Nr. 2777/75 wird ab
1. Juli 2008 durch die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 (ABl.
L 299 vom 16.11.2007, S. 1) ersetzt.

(2) ABl. L 238 vom 1.9.2006, S. 13. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 289/2007 (ABl. L 78 vom 17.3.2007, S. 17).

(3) ABl. L 125 vom 15.5.2007, S. 9.



ANHANG

Gruppennummer Laufende Nummer
Zuteilungskoeffizient für die für den Teilzeitraum vom
1.4.2008-30.6.2008 gestellten Einfuhrlizenzanträge

(%)

P1 09.4067 4,558380

P2 09.4068 53,742902

P3 09.4069 1,428582

P4 09.4070 (1)

(1) Nicht anwendbar: Die Anträge unterschreiten die verfügbaren Mengen.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 252/2008 DER KOMMISSION

vom 18. März 2008

über die Erteilung von Einfuhrlizenzen für die in den ersten sieben Tagen des Monats März 2008 im
Rahmen der mit der Verordnung (EG) Nr. 539/2007 eröffneten Zollkontingente für bestimmte

Erzeugnisse des Sektors Eier und Eieralbumin gestellten Anträge

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2771/75 des Rates vom
29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorganisation für
Eier (1), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2783/75 des Rates vom
29. Oktober 1975 über die gemeinsame Handelsregelung für
Eieralbumin und Milchalbumin (2), insbesondere auf Artikel 4
Absatz 1,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommis-
sion vom 31. August 2006 mit gemeinsamen Regeln für die
Verwaltung von Einfuhrzollkontingenten für landwirtschaftliche
Erzeugnisse im Rahmen einer Einfuhrlizenzregelung (3), insbe-
sondere auf Artikel 7 Absatz 2,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 539/2007 der Kommis-
sion vom 15. Mai 2007 zur Eröffnung und Verwaltung von
Zollkontingenten im Sektor Eier und Eieralbumin (4), insbeson-
dere auf Artikel 5 Absatz 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 539/2007 sind Zollkontin-
gente für die Einfuhr von Erzeugnissen des Sektors Eier
und Eieralbumin eröffnet worden.

(2) Die Mengen, auf die sich die in den ersten sieben Tagen
des Monats März 2008 für den Teilzeitraum vom
1. April bis 30. Juni 2008 gestellten Einfuhrlizenzanträge
beziehen, sind bei bestimmten Kontingenten höher als
die verfügbaren Mengen. Daher ist zu bestimmen, in
welchem Umfang die Einfuhrlizenzen erteilt werden kön-
nen, indem der auf die beantragten Mengen anzuwen-
dende Zuteilungskoeffizient festgesetzt wird.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Auf die Einfuhrlizenzanträge, die gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 539/2007 für den Teilzeitraum vom 1. April bis 30. Juni
2008 gestellt wurden, werden die im Anhang der vorliegenden
Verordnung angegebenen Zuteilungskoeffizienten angewandt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. März 2008 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. März 2008

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung

DE19.3.2008 Amtsblatt der Europäischen Union L 76/17

(1) ABl. L 282 vom 1.11.1975, S. 49. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 679/2006 (ABl. L 119 vom
4.5.2006, S. 1). Die Verordnung (EWG) Nr. 2771/75 wird ab
1. Juli 2008 durch die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 (ABl.
L 299 vom 16.11.2007, S. 1) ersetzt.

(2) ABl. L 282 vom 1.11.1975, S. 104. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2916/95 der Kommission (ABl.
L 305 vom 19.12.1995, S. 49).

(3) ABl. L 238 vom 1.9.2006, S. 13. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 289/2007 (ABl. L 78 vom 17.3.2007, S. 17).

(4) ABl. L 128 vom 16.5.2007, S. 19.



ANHANG

Gruppennummer Laufende Nummer

Zuteilungskoeffizient für die für den
Teilzeitraum 1.4.2008-30.6.2008 gestellten

Einfuhrlizenzanträge
(%)

E1 09.4015 (1)

E2 09.4401 33,731344

E3 09.4402 (2)

(1) Nicht anwendbar: Der Kommission ist kein Lizenzantrag übermittelt worden.
(2) Nicht anwendbar: Die Anträge unterschreiten die verfügbaren Mengen.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 253/2008 DER KOMMISSION

vom 18. März 2008

über die Erteilung von Einfuhrlizenzen für die in den ersten sieben Tagen des Monats März 2008 im
Rahmen des mit der Verordnung (EG) Nr. 1385/2007 eröffneten Zollkontingents für Geflügelfleisch

gestellten Anträge

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2777/75 des Rates vom
29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorganisation für
Geflügelfleisch (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommis-
sion vom 31. August 2006 mit gemeinsamen Regeln für die
Verwaltung von Einfuhrzollkontingenten für landwirtschaftliche
Erzeugnisse im Rahmen einer Einfuhrlizenzregelung (2), insbe-
sondere auf Artikel 7 Absatz 2,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1385/2007 der Kommis-
sion vom 26. November 2007 mit Durchführungsbestimmun-
gen zur Verordnung (EG) Nr. 774/94 des Rates hinsichtlich der
Eröffnung und Verwaltung gemeinschaftlicher Zollkontingente
im Sektor Geflügelfleisch (3), insbesondere auf Artikel 5 Ab-
satz 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Mengen, auf die sich die in den ersten sieben Tagen
des Monats März 2008 für den Teilzeitraum vom
1. April bis 30. Juni 2008 gestellten Einfuhrlizenzanträge
beziehen, sind für bestimmte Kontingente höher als die
verfügbaren Mengen. Daher ist zu bestimmen, in wel-
chem Umfang die Einfuhrlizenzen erteilt werden können,

indem der auf die beantragten Mengen anzuwendende
Zuteilungskoeffizient festgesetzt wird.

(2) Die Mengen, auf die sich die in den ersten sieben Tagen
des Monats März 2008 für den Teilzeitraum vom
1. April bis 30. Juni 2008 gestellten Einfuhrlizenzanträge
beziehen, sind bei bestimmten Kontingenten niedriger als
die verfügbaren Mengen. Daher sind die Mengen zu be-
stimmen, für die keine Anträge gestellt worden sind und
die zu der für den folgenden Kontingentsteilzeitraum
festgesetzten Menge hinzuzufügen sind —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Auf die Einfuhrlizenzanträge, die gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1385/2007 für den Teilzeitraum vom 1. April bis
30. Juni 2008 gestellt wurden, werden die im Anhang der vor-
liegenden Verordnung angegebenen Zuteilungskoeffizienten an-
gewandt.

(2) Die Mengen, für die keine Einfuhrlizenzanträge gestellt
wurden und die zu der für den Teilzeitraum vom 1. Juli bis
30. September 2008 festgelegten Menge hinzuzufügen sind,
werden im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. März 2008 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. März 2008

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung

DE19.3.2008 Amtsblatt der Europäischen Union L 76/19

(1) ABl. L 282 vom 1.11.1975, S. 77. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 679/2006 (ABl. L 119 vom
4.5.2006, S. 1). Die Verordnung (EWG) Nr. 2777/75 wird ab
1. Juli 2008 durch die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 (ABl.
L 299 vom 16.11.2007, S. 1) ersetzt.

(2) ABl. L 238 vom 1.9.2006, S. 13. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 289/2007 (ABl. L 78 vom 17.3.2007, S. 17).

(3) ABl. L 309 vom 27.11.2007, S. 47.



ANHANG

Gruppen-
nummer Laufende Nummer

Zuteilungskoeffizient für die für den
Teilzeitraum vom 1.4.2008-30.6.2008

gestellten Einfuhrlizenzanträge
(%)

Nicht beantragte, zum Teilzeitraum vom
1.7.2008-30.9.2008 hinzuzufügende Mengen

(kg)

1 09.4410 0,898484 —

2 09.4411 (1) 2 550 000

3 09.4412 0,925076 —

4 09.4420 1,256300 —

5 09.4421 3,484400 —

6 09.4422 1,379229 —

(1) Nicht anwendbar: Der Kommission ist kein Lizenzantrag übermittelt worden.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 254/2008 DER KOMMISSION

vom 18. März 2008

über die Erteilung von Einfuhrlizenzen für die in den ersten sieben Tagen des Monats März 2008 im
Rahmen der mit der Verordnung (EG) Nr. 1384/2007 eröffneten Zollkontingente für Geflügelfleisch

gestellten Anträge

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2777/75 des Rates vom
29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorganisation für
Geflügelfleisch (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommis-
sion vom 31. August 2006 mit gemeinsamen Regeln für die
Verwaltung von Einfuhrzollkontingenten für landwirtschaftliche
Erzeugnisse im Rahmen einer Einfuhrlizenzregelung (2), insbe-
sondere auf Artikel 7 Absatz 2,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1384/2007 der Kommis-
sion vom 26. November 2007 mit Durchführungsbestimmun-
gen zur Verordnung (EG) Nr. 2398/96 des Rates hinsichtlich
der Eröffnung und Verwaltung bestimmter Zollkontingente für
die Einfuhr von Erzeugnissen des Geflügelfleischsektors mit Ur-
sprung in Israel in die Gemeinschaft (3), insbesondere auf Arti-
kel 5 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Mengen, auf die sich die in den ersten sieben Tagen
des Monats März 2008 für den Teilzeitraum vom
1. April bis 30. Juni 2008 gestellten Einfuhrlizenzanträge
beziehen, sind für die Lizenzen im Rahmen des Kontin-
gents mit der laufenden Nummer 09.4092 höher als die
verfügbaren Mengen. Daher ist zu bestimmen, in wel-
chem Umfang die Einfuhrlizenzen erteilt werden können,

indem der auf die beantragten Mengen anzuwendende
Zuteilungskoeffizient festgesetzt wird.

(2) Die Mengen, auf die sich die in den ersten sieben Tagen
des Monats März 2008 für den Teilzeitraum vom
1. April bis 30. Juni 2008 gestellten Einfuhrlizenzanträge
beziehen, sind für die Lizenzen im Rahmen des Kontin-
gents mit der laufenden Nummer 09.4091 niedriger als
die verfügbaren Mengen. Daher sind die Mengen zu be-
stimmen, für die keine Anträge gestellt worden sind und
die zu der für den folgenden Kontingentsteilzeitraum
festgesetzten Menge hinzuzufügen sind —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

1. Auf die Einfuhrlizenzanträge, die gemäß der Verordnung
(EG) Nr. 1384/2007 für den Teilzeitraum vom 1. April bis
30. Juni 2008 gestellt wurden, werden die im Anhang der vor-
liegenden Verordnung angegebenen Zuteilungskoeffizienten an-
gewandt.

2. Die Mengen, für die keine Einfuhrlizenzanträge gestellt
wurden und die zu der für den Teilzeitraum vom 1. Juli bis
30. September 2008 festgelegten Menge hinzuzufügen sind,
werden im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. März 2008 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. März 2008

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung

DE19.3.2008 Amtsblatt der Europäischen Union L 76/21

(1) ABl. L 282 vom 1.11.1975, S. 77. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 679/2006 (ABl. L 119 vom
4.5.2006, S. 1). Die Verordnung (EWG) Nr. 2777/75 wird ab
1. Juli 2008 durch die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 (ABl.
L 299 vom 16.11.2007, S. 1) ersetzt.

(2) ABl. L 238 vom 1.9.2006, S. 13. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 289/2007 (ABl. L 78 vom 17.3.2007, S. 17).

(3) ABl. L 309 vom 27.11.2007, S. 40.



ANHANG

Gruppen-
nummer Laufende Nummer

Zuteilungskoeffizient für die für den Teilzeit-
raum vom 1.4.2008-30.6.2008 gestellten

Einfuhrlizenzanträge
(%)

Nicht beantragte, zum Teilzeitraum vom
1.7.2008-30.9.2008 hinzuzufügende

Mengen
(kg)

IL1 09.4092 5,747185 —

IL2 09.4091 (1) 280 000

(1) Nicht anwendbar: Der Kommission ist kein Lizenzantrag übermittelt worden.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 255/2008 DER KOMMISSION

vom 18. März 2008

über die Erteilung von Einfuhrlizenzen für die in den ersten sieben Tagen des Monats März 2008 im
Rahmen des mit der Verordnung (EG) Nr. 1383/2007 eröffneten Zollkontingents für Geflügelfleisch

gestellten Anträge

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2777/75 des Rates vom
29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorganisation für
Geflügelfleisch (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1383/2007 der Kommis-
sion vom 26. November 2007 mit Durchführungsbestimmun-
gen zur Verordnung (EG) Nr. 779/98 des Rates hinsichtlich der
Eröffnung und Verwaltung bestimmter Zollkontingente für die
Einfuhr von Erzeugnissen des Geflügelfleischsektors mit Ur-
sprung in der Türkei in die Gemeinschaft (2), insbesondere auf
Artikel 5 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1383/2007 sind Zollkon-
tingente für die Einfuhr von Erzeugnissen des Geflügel-
fleischsektors eröffnet worden.

(2) Die Mengen, auf die sich die in den ersten sieben Tagen
des Monats März 2008 für den Teilzeitraum vom
1. April bis 30. Juni 2008 gestellten Einfuhrlizenzanträge
beziehen, sind niedriger als die verfügbaren Mengen. Da-
her sind die Mengen zu bestimmen, für die keine Anträge
gestellt worden sind und die zu der für den folgenden
Kontingentsteilzeitraum festgesetzten Menge hinzuzufü-
gen sind —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Mengen, für die bezüglich des Kontingents mit der laufen-
den Nummer 09.4103 keine Einfuhrlizenzanträge gemäß der
Verordnung (EG) Nr. 1383/2007 gestellt worden und die zum
Teilzeitraum vom 1. Juli bis 30. September 2008 hinzuzufügen
sind, belaufen sich auf 500 000 kg.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. März 2008 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. März 2008

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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(1) ABl. L 282 vom 1.11.1975, S. 77. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 679/2006 (ABl. L 119 vom
4.5.2006, S. 1). Die Verordnung (EWG) Nr. 2777/75 wird ab
1. Juli 2008 durch die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 (ABl.
L 299 vom 16.11.2007, S. 1) ersetzt.

(2) ABl. L 309 vom 27.11.2007, S. 34.



VERORDNUNG (EG) Nr. 256/2008 DER KOMMISSION

vom 18. März 2008

über die Erteilung von Einfuhrlizenzen für die in den ersten sieben Tagen des Monats März 2008 im
Rahmen des mit der Verordnung (EG) Nr. 1399/2007 eröffneten Zollkontingents für bestimmte

Fleischerzeugnisse mit Ursprung in der Schweiz gestellten Anträge

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2759/75 des Rates vom
29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorganisation für
Schweinefleisch (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1399/2007 der Kommis-
sion vom 28. November 2007 zur übergangsweisen Eröffnung
und Verwaltung eines autonomen Einfuhrzollkontingents für
Würste und bestimmte Fleischerzeugnisse mit Ursprung in der
Schweiz (2), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1399/2007 sind Zollkon-
tingente für die Einfuhr bestimmter Fleischerzeugnisse
eröffnet worden.

(2) Die Mengen, auf die sich die in den ersten sieben Tagen
des Monats März 2008 für den Teilzeitraum vom

1. April bis 30. Juni 2008 gestellten Einfuhrlizenzanträge
beziehen, sind niedriger als die verfügbaren Mengen. Da-
her sind die Mengen zu bestimmen, für die keine Anträge
gestellt worden sind und die zu der für den folgenden
Kontingentsteilzeitraum festgesetzten Menge hinzuzufü-
gen sind —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Mengen, für die bezüglich des Kontingents mit der laufen-
den Nummer 09.4180 keine Einfuhrlizenzanträge gemäß der
Verordnung (EG) Nr. 1399/2007 gestellt wurden und die zum
Teilzeitraum vom 1. Juli bis 30. September 2008 hinzuzufügen
sind, belaufen sich auf 935 000 kg.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. März 2008 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. März 2008

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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(1) ABl. L 282 vom 1.11.1975, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1913/2005 (ABl. L 307 vom 25.11.2005,
S. 2). Die Verordnung (EWG) Nr. 2759/75 wird ab 1. Juli 2008
durch die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 (ABl. L 299 vom
16.11.2007, S. 1) ersetzt.

(2) ABl. L 311 vom 29.11.2007, S. 7.



VERORDNUNG (EG) Nr. 257/2008 DER KOMMISSION

vom 18. März 2008

über die Erteilung von Einfuhrlizenzen für die in den ersten sieben Tagen des Monats März 2008 im
Rahmen des mit der Verordnung (EG) Nr. 1382/2007 eröffneten Zollkontingents für

Schweinefleisch gestellten Anträge

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2759/75 des Rates vom
29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorganisation für
Schweinefleisch (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1382/2007 der Kommis-
sion vom 26. November 2007 mit Durchführungsbestimmun-
gen zur Verordnung (EG) Nr. 774/94 des Rates im Hinblick auf
die Einfuhrregelung für Schweinefleisch (2), insbesondere auf Ar-
tikel 5 Absatz 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 1382/2007 sind Zollkon-
tingente für die Einfuhr von Erzeugnissen des Schweine-
fleischsektors eröffnet worden.

(2) Die Mengen, auf die sich die in den ersten sieben Tagen
des Monats März 2008 für den Teilzeitraum vom

1. April bis 30. Juni 2008 gestellten Einfuhrlizenzanträge
beziehen, sind niedriger als die verfügbaren Mengen. Da-
her sind die Mengen zu bestimmen, für die keine Anträge
gestellt worden sind und die zu der für den folgenden
Kontingentsteilzeitraum festgesetzten Menge hinzuzufü-
gen sind —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Mengen, für die bezüglich des Kontingents mit der laufen-
den Nummer 09.4046 keine Einfuhrlizenzanträge gemäß der
Verordnung (EG) Nr. 1382/2007 gestellt worden und die zum
Teilzeitraum vom 1. Juli bis 30. September 2008 hinzuzufügen
sind, belaufen sich auf 3 500 000 kg.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. März 2008 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. März 2008

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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(1) ABl. L 282 vom 1.11.1975, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1913/2005 (ABl. L 307 vom 25.11.2005,
S. 2). Die Verordnung (EWG) Nr. 2759/75 wird ab 1. Juli 2008
durch die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 (ABl. L 299 vom
16.11.2007, S. 1) ersetzt.

(2) ABl. L 309 vom 27.11.2007, S. 28.



VERORDNUNG (EG) Nr. 258/2008 DER KOMMISSION

vom 18. März 2008

zur Änderung der im Zuckersektor für bestimmte Erzeugnisse geltenden repräsentativen Preise und
der Beträge der zusätzlichen Einfuhrzölle gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1109/2007 für das

Wirtschaftsjahr 2007/08

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates vom
20. Februar 2006 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 951/2006 der Kommis-
sion vom 30. Juni 2006 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates für den Zuckerhandel
mit Drittländern (2), insbesondere auf Artikel 36,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die bei der Einfuhr von Weißzucker, Rohzucker und
bestimmtem Sirup zu berücksichtigenden repräsentativen
Preise und zusätzlichen Einfuhrzölle für das Wirtschafts-

jahr 2007/08 wurden durch die Verordnung (EG)
Nr. 1109/2007 der Kommission (3) festgesetzt. Diese
Preise und Zölle wurden zuletzt durch die Verordnung
(EG) Nr. 211/2008 der Kommission (4) geändert.

(2) Die der Kommission derzeit vorliegenden Angaben füh-
ren zu einer Änderung der genannten Beträge gemäß den
in der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 vorgesehenen Re-
geln und Modalitäten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die bei der Einfuhr der in Artikel 36 der Verordnung (EG)
Nr. 951/2006 genannten Erzeugnisse anzuwendenden repräsen-
tativen Preise und zusätzlichen Zölle, festgesetzt mit der
Verordnung (EG) Nr. 1109/2007 für das Wirtschaftsjahr
2007/08, werden geändert und sind im Anhang der vorliegen-
den Verordnung aufgeführt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 19. März 2008 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. März 2008

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung

DEL 76/26 Amtsblatt der Europäischen Union 19.3.2008

(1) ABl. L 58 vom 28.2.2006, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1260/2007 (ABl. L 283 vom 27.10.2007,
S. 1). Die Verordnung (EG) Nr. 318/2006 wird ab 1. Oktober 2008
durch die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 (ABl. L 299 vom
16.11.2007, S. 1) ersetzt.

(2) ABl. L 178 vom 1.7.2006, S. 24. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1568/2007 (ABl. L 340 vom 22.12.2007,
S. 62).

(3) ABl. L 253 vom 28.9.2007, S. 5.
(4) ABl. L 65 vom 8.3.2008, S. 3.



ANHANG

Geänderte Beträge der bei der Einfuhr von Weißzucker, Rohzucker und der Erzeugnisse des KN-Codes
1702 90 95 ab dem 19. März 2008 anwendbaren repräsentativen Preise und zusätzlichen Zölle

(EUR)

KN-Code Repräsentativer Preis je 100 kg
Eigengewicht Zusätzlicher Zoll je 100 kg Eigengewicht

1701 11 10 (1) 21,18 5,71

1701 11 90 (1) 21,18 11,12

1701 12 10 (1) 21,18 5,52

1701 12 90 (1) 21,18 10,60

1701 91 00 (2) 20,67 15,94

1701 99 10 (2) 20,67 10,49

1701 99 90 (2) 20,67 10,49

1702 90 95 (3) 0,21 0,43

(1) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang I Abschnitt III der Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates (ABl. L 58 vom
28.2.2006, S. 1).

(2) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang I Abschnitt II der Verordnung (EG) Nr. 318/2006.
(3) Festsetzung pro 1 % Saccharosegehalt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 259/2008 DER KOMMISSION

vom 18. März 2008

mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates hinsichtlich der
Veröffentlichung von Informationen über die Empfänger von Mitteln aus dem Europäischen
Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die

Entwicklung des ländlichen Raums (ELER)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates vom
21. Juni 2005 über die Finanzierung der gemeinsamen Agrar-
politik (1), insbesondere auf Artikel 42 Nummer 8b,

nach Konsultation des Europäischen Datenschutzbeauftragten,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 44a der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005
gewährleisten die Mitgliedstaaten jedes Jahr die nachträg-
liche Veröffentlichung der Informationen über die Emp-
fänger von Mitteln aus dem Europäischen Garantiefonds
für die Landwirtschaft (EGFL) und dem Europäischen
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen
Raums (ELER), nachstehend „die Fonds“, sowie der Be-
träge, die jeder Empfänger aus diesen Fonds erhalten hat.

(2) Zweck der Veröffentlichung dieser Informationen, die aus
den Büchern und Aufzeichnungen der Zahlstellen stam-
men sollten und sich lediglich auf die im jeweils voran-
gegangenen Haushaltsjahr erhaltenen Zahlungen beziehen
dürfen, sind eine größere Transparenz in Bezug auf die
Verwendung der Fondsmittel und eine wirtschaftlichere
Haushaltsführung. Die Informationen sollten daher bis
zum Stichtag des 30. April in klarer, harmonisierter
und leicht auffindbarer Form veröffentlicht werden. Für
die aus dem ELER vom 1. Januar bis zum 15. Oktober
2007 getätigten Ausgaben ist ein gesondertes Veröffent-
lichungsdatum festzusetzen.

(3) Zu diesem Zweck sind die Mindestanforderungen für den
Inhalt der Veröffentlichung festzulegen. Diese Anforde-
rungen sollten nicht über das hinausgehen, was in einer
demokratischen Gesellschaft zur Erreichung des ge-
wünschten Ziels erforderlich ist.

(4) Die Veröffentlichung sollte im Internet über eine Such-
funktion erfolgen, die gewährleistet, dass die Informatio-
nen von der breiten Öffentlichkeit konsultiert werden
können. Die Suchfunktion sollte die Suche anhand be-
stimmter Suchkriterien ermöglichen, und die Suchergeb-
nisse sollten in leicht zugänglicher Form dargestellt wer-
den.

(5) Die Informationen über die Empfänger von Fondsmitteln
sollten möglichst bald nach Ende des betreffenden Haus-
haltsjahres veröffentlich werden, um die Transparenz ge-
genüber der Öffentlichkeit zu gewährleisten. Gleichzeitig
sollten die Mitgliedstaaten genügend Zeit für die erforder-
lichen Arbeiten haben. Da Transparenz nicht bedeutet,
dass die Informationen unbefristet zugänglich bleiben
müssen, sollte festgelegt werden, wie lange die veröffent-
lichten Informationen zugänglich sein sollten.

(6) Diese Informationen der Öffentlichkeit zugänglich zu
machen erhöht die Transparenz in Bezug auf die Ver-
wendung der Gemeinschaftsmittel im Rahmen der ge-
meinsamen Agrarpolitik und verbessert, insbesondere
durch eine stärkere öffentliche Kontrolle der verwendeten
Mittel, die Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung bei
diesen Fonds. Angesichts der überragenden Bedeutung
der verfolgten Ziele ist es unter Berücksichtigung des
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit und des Erfordernis-
ses des Schutzes personenbezogener Daten gerechtfertigt,
diese Informationen allgemein zu veröffentlichen, da sie
nicht über das hinausgehen, was in einer demokratischen
Gesellschaft und zur Verhütung von Unregelmäßigkeiten
erforderlich ist.

(7) Um den Datenschutzerfordernissen zu entsprechen, soll-
ten die Empfänger von Fondsmitteln im Voraus über die
Veröffentlichung ihrer Daten informiert werden. Dies
sollte auf den Vordrucken für die Beantragung der Bei-
hilfen oder zum Zeitpunkt der Erhebung der betreffenden
Daten geschehen. Außerdem sollten die Empfänger auf
ihre Rechte im Rahmen der Richtlinie 95/46/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober
1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbei-
tung personenbezogener Daten und zum freien Daten-
verkehr (2) sowie auf die Verfahren für die Ausübung
dieser Rechte hingewiesen werden. Falls es nicht möglich
ist, die Empfänger zum Zeitpunkt der Erhebung der per-
sonenbezogenen Daten über die Veröffentlichung der die
Ausgaben der Haushaltsjahre 2007 und 2008 betreffen-
den Informationen zu unterrichten, sollte ihre Unterrich-
tung dennoch ausreichend rechtzeitig vor der tatsächli-
chen Veröffentlichung erfolgen.

(8) Aus Gründen der Transparenz sollten die Empfänger von
Fondsmitteln außerdem darauf hingewiesen werden, dass
ihre personenbezogenen Daten zum Zweck des Schutzes
der finanziellen Interessen der Gemeinschaften von Rech-
nungsprüfungs- und Untersuchungseinrichtungen der
Gemeinschaften und der Mitgliedstaaten verarbeitet wer-
den können. Diese Information sollte gleichzeitig mit der
Information über die Veröffentlichung dieser Daten und
die Rechte der Einzelpersonen erfolgen.
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(9) Um den Zugang der Öffentlichkeit zu den veröffentlich-
ten Daten zu erleichtern, sollte die Kommission auf Ge-
meinschaftsebene eine Website einrichten, die mit den
Websites der Mitgliedstaaten verlinkt ist, auf denen die
betreffenden Informationen auffindbar sind. In Anbe-
tracht ihrer unterschiedlichen Organisationsstrukturen
sollten die Mitgliedstaaten selbst bestimmen, welche
Stelle für die Einrichtung und Pflege dieser Website und
für die Veröffentlichung der Daten zuständig ist.

(10) Da gemäß Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1437/2007
der durch diese Verordnung in die Verordnung (EG) Nr.
1290/2005 eingefügte Artikel 44a für die aus EGFL-Mit-
teln ab dem 16. Oktober 2007 getätigten Ausgaben und
für die aus ELER-Mitteln ab dem 1. Januar 2007 getätig-
ten Ausgaben gilt, müssen die Durchführungsbestimmun-
gen ebenfalls ab diesen Daten gelten.

(11) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die Ag-
rarfonds —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Inhalt der Veröffentlichung

(1) Die Veröffentlichung gemäß Artikel 44a der Verordnung
(EG) Nr. 1290/2005 enthält die folgenden Informationen über
die Empfänger von Fondsmitteln:

a) bei natürlichen Personen Vorname und Nachname;

b) bei juristischen Personen den vollständigen eingetragenen
Namen mit Rechtsform;

c) bei Vereinigungen natürlicher oder juristischer Personen
ohne eigene Rechtspersönlichkeit den vollständigen eingetra-
genen oder anderweitig amtlich anerkannten Namen der Ver-
einigung;

d) die Gemeinde, in der der Empfänger wohnt oder eingetragen
ist, sowie gegebenenfalls die Postleitzahl bzw. der Teil der
Postleitzahl, der für die betreffende Gemeinde steht;

e) für den Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft,
nachstehend „EGFL“, den Betrag der Direktzahlungen im
Sinne von Artikel 2 Buchstabe d der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003, die der Empfänger in dem betreffenden Haus-
haltsjahr erhalten hat;

f) für den EGFL außerdem den Betrag aller nicht unter
Buchstabe e genannten Zahlungen, die der Empfänger in
dem betreffenden Haushaltsjahr erhalten hat;

g) für den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwick-
lung des ländlichen Raums, nachstehend „ELER“, den Ge-
samtbetrag der öffentlichen Mittel, die der Empfänger in
dem betreffenden Haushaltsjahr erhalten hat; hierzu gehören
der Betrag der Gemeinschaftsbeteiligung und der Betrag der
nationalen öffentlichen Mittel;

h) die Summe der unter den Buchstaben e, f und g genannten
Beträge, die der Empfänger in dem betreffenden Haushalts-
jahr erhalten hat;

i) die betreffende Währung.

(2) Die Mitgliedstaaten können neben den in Absatz 1 ge-
nannten Informationen noch weitere Informationen veröffent-
lichen.

Artikel 2

Form der Veröffentlichung

Die Informationen gemäß Artikel 1 werden in jedem Mitglied-
staat auf einer speziellen Website veröffentlicht und sind über
eine Suchfunktion zugänglich, die es den Nutzern ermöglicht,
eine Suche nach Name, Gemeinde, den Beträgen gemäß Artikel 1
Buchstaben e, f, g und h oder einer Kombination dieser Krite-
rien durchzuführen und die entsprechenden Informationen als
einen Datensatz zu entnehmen.

Artikel 3

Zeitpunkt der Veröffentlichung

(1) Die Informationen gemäß Artikel 1 werden für ein Haus-
haltsjahr bis zum 30. April des darauf folgenden Jahres ver-
öffentlicht.

(2) Für die vom 1. Januar bis zum 15. Oktober 2007 ge-
tätigten ELER-Ausgaben werden diese Informationen bis zum
30. September 2008 veröffentlicht, vorausgesetzt, die Ausgaben
wurden vom ELER bis zu diesem Zeitpunkt an den betreffenden
Mitgliedstaat zurückerstattet. Anderenfalls werden diese Infor-
mationen zusammen mit den Informationen über das Haus-
haltsjahr 2008 veröffentlicht.

(3) Die Informationen bleiben vom Zeitpunkt ihrer ersten
Veröffentlichung an zwei Jahre lang auf der Website zugänglich.

Artikel 4

Information der Empfänger

(1) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Empfänger von
Fondsmitteln, dass ihre Daten gemäß der Verordnung (EG) Nr.
1290/2005 und gemäß dieser Verordnung veröffentlicht wer-
den und dass sie zum Zweck des Schutzes der finanziellen
Interessen der Gemeinschaften von Rechnungsprüfungs- und
Untersuchungseinrichtungen der Gemeinschaften und der Mit-
gliedstaaten verarbeitet werden können.

(2) Für die personenbezogenen Daten erfolgt die Information
gemäß Absatz 1 in Übereinstimmung mit den Bestimmungen
der Richtlinie 95/46/EG, wobei die Empfänger auf ihre Rechte
als betroffene Personen im Sinne dieser Richtlinie und auf die
Verfahren für die Ausübung dieser Rechte hinzuweisen sind.
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(3) Die Information der Empfänger gemäß den Absätzen 1
und 2 erfolgt durch einen entsprechenden Hinweis auf den
Vordrucken für die Beantragung von EGFL- und ELER-Mitteln
oder zum Zeitpunkt der Erhebung der betreffenden Daten.

Abweichend von Unterabsatz 1 werden die Empfänger von
Fondsmitteln mindestens vier Wochen im Voraus über die Ver-
öffentlichung der Daten über die in den Haushaltsjahren 2007
und 2008 erhaltenen Zahlungen informiert.

Artikel 5

Zusammenarbeit zwischen der Kommission und den
Mitgliedstaaten

(1) Die Kommission richtet unter ihrer zentralen Internetad-
resse eine Website ein, die mit den entsprechenden Websites der
einzelnen Mitgliedstaaten verlinkt sind. Sie aktualisiert die Inter-
netlinks anhand der von den Mitgliedstaaten übermittelten In-
formationen.

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission sofort
nach deren Einrichtung die Internetadresse ihrer Website und
teilen ihr alle nachfolgenden Änderungen mit, die die Zugäng-
lichkeit dieser Website von der Gemeinschaftswebsite aus beein-
flussen.

(3) Die Mitgliedstaaten benennen eine Stelle, die für die Ein-
richtung und Pflege der Website gemäß Artikel 2 zuständig ist.
Sie teilen der Kommission Namen und Anschrift dieser Stelle
mit.

Artikel 6

Inkrafttreten und Anwendung

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt für die aus EGFL-Mitteln ab dem 16. Oktober 2007 und
für die aus ELER-Mitteln ab dem 1. Januar 2007 getätigten
Ausgaben.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. März 2008

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 260/2008 DER KOMMISSION

vom 18. März 2008

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates durch
die Festlegung des Anhangs VII, der eine Liste der Wirkstoff-Erzeugnis-Kombinationen enthält, für
die eine Ausnahmeregelung hinsichtlich Behandlungen mit einem Begasungsmittel nach der Ernte

gilt

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 über
Höchstgehalte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- und
Futtermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs und zur
Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates (1), insbeson-
dere auf Artikel 18 Absatz 3 Unterabsatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mehrere Mitgliedstaaten haben die Kommission darauf
hingewiesen, dass eine Ausnahmeregelung von der An-
wendung der Rückstandshöchstgehalte gemäß den An-
hängen II und III erforderlich ist, und diejenigen Pflan-
zenerzeugnisse und Pestizide genannt, für die diese Aus-
nahmeregelung erforderlich ist. Eine solche Ausnahme-
regelung sollte es den Mitgliedstaaten ermöglichen, neben
einer Behandlung mit einem Begasungsmittel auf ihrem
eigenen Hoheitsgebiet Rückstandsgehalte für Wirkstoffe
zuzulassen, die über den in den genannten Anhängen

aufgeführten Gehalten liegen, um Handelsunterbrechun-
gen für eingelagerte Erzeugnisse zu vermeiden, die einer
Behandlung mit einem Begasungsmittel nach der Ernte
unterzogen wurden.

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 sollte daher entspre-
chend geändert werden.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Text im Anhang der vorliegenden Verordnung wird der
Verordnung (EG) Nr. 396/2005 als Anhang VII angefügt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 18. März 2008

Für die Kommission
Androulla VASSILIOU

Mitglied der Kommission
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ANHANG

„ANHANG VII

Wirkstoff-Erzeugnis-Kombinationen nach Artikel 18 Absatz 3

Wirkstoff Erzeugnis in Anhang I
(Codenummer)

Phosphorwasserstoff Früchte (0100000), Gemüse (0200000), Hülsenfrüchte (0300000), Öl-
saaten und Ölfrüchte (0400000), Getreide (0500000), Tee, Kaffee, Kräu-
tertees und Kakao (0600000), Gewürze (0800000).

Aluminiumphosphid Früchte (0100000), Gemüse (0200000), Hülsenfrüchte (0300000), Öl-
saaten und Ölfrüchte (0400000), Getreide (0500000), Tee, Kaffee, Kräu-
tertees und Kakao (0600000), Gewürze (0800000).

Magnesiumphosphid Früchte (0100000), Gemüse (0200000), Hülsenfrüchte (0300000), Öl-
saaten und Ölfrüchte (0400000), Getreide (0500000), Tee, Kaffee, Kräu-
tertees und Kakao (0600000), Gewürze (0800000).

Sulfurylfluorid Früchte (0100000), Getreide (0500000).“
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RICHTLINIEN

RICHTLINIE 2008/10/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 11. März 2008

zur Änderung der Richtlinie 2004/39/EG über Märkte für Finanzinstrumente im Hinblick auf die der
Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄ-
ISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 47 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

nach Stellungnahme der Europäischen Zentralbank (2),

nach dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates (4) ist festgelegt, dass bestimmte
Maßnahmen gemäß dem Beschluss 1999/468/EG des Ra-
tes vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten
für die Ausübung der der Kommission übertragenen
Durchführungsbefugnisse (5) zu erlassen sind.

(2) Der Beschluss 1999/468/EG wurde durch den Beschluss
2006/512/EG geändert, mit dem für den Erlass von Maß-
nahmen von allgemeiner Tragweite zur Änderung nicht

wesentlicher Bestimmungen eines nach dem Verfahren
des Artikels 251 des Vertrags erlassenen Basisrechtsakts,
auch durch Streichung einiger dieser Bestimmungen oder
Ergänzung dieses Rechtsakts um neue nicht wesentliche
Bestimmungen, das Regelungsverfahren mit Kontrolle
eingeführt wurde.

(3) Gemäß der Erklärung des Europäischen Parlaments, des
Rates und der Kommission (6) zum Beschluss
2006/512/EG müssen Rechtsakte, die bereits in Kraft ge-
treten sind und die gemäß dem Verfahren des Artikels
251 des Vertrags erlassen wurden, nach den geltenden
Verfahren angepasst werden, damit das Regelungsverfah-
ren mit Kontrolle auf sie angewandt werden kann.

(4) Die Kommission sollte die Befugnis erhalten, die zur
Durchführung der Richtlinie 2004/39/EG notwendigen
Maßnahmen zu erlassen, um technischen Entwicklungen
auf den Finanzmärkten Rechnung zu tragen und die ein-
heitliche Anwendung dieser Richtlinie sicherzustellen.
Diese Maßnahmen stellen insbesondere darauf ab, Be-
griffsbestimmungen anzupassen, den Geltungsbereich
der Ausnahmeregelungen gemäß jener Richtlinie zu än-
dern, die Bestimmungen jener Richtlinie über organisato-
rische Anforderungen oder Bedingungen für die Aus-
übung der Tätigkeit, die für Wertpapierfirmen oder Kre-
ditinstitute gelten, zu präzisieren beziehungsweise zu er-
gänzen und die vor und nach dem Handel geltenden
Transparenzvorschriften, die jene Richtlinie für die ver-
schiedenen Handelsplätze vorschreibt, näher auszuführen.
Da es sich hierbei um Maßnahmen von allgemeiner Trag-
weite handelt, die eine Änderung nicht wesentlicher Be-
stimmungen der Richtlinie 2004/39/EG durch Ergänzung
um neue nicht wesentliche Bestimmungen bewirken, sind
diese Maßnahmen nach dem Regelungsverfahren mit
Kontrolle des Artikels 5a des Beschlusses 1999/468/EG
zu erlassen.

(5) In der Richtlinie 2004/39/EG ist im Hinblick auf die der
Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse eine
zeitliche Begrenzung festgelegt. In ihrer Erklärung zum
Beschluss 2006/512/EG stellen das Europäische Parla-
ment, der Rat und die Kommission fest, dass dieser Be-
schluss eine zufrieden stellende horizontale Lösung für
den Wunsch des Europäischen Parlaments darstellt, die
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Durchführung der im Mitentscheidungsverfahren ange-
nommenen Rechtsakte zu kontrollieren, und dass der
Kommission die Durchführungsbefugnisse ohne zeitliche
Begrenzung übertragen werden sollten. Ferner haben das
Europäische Parlament und der Rat erklärt, dass sie dafür
sorgen werden, dass Vorschläge zur Aufhebung von Be-
stimmungen in Rechtsakten, die eine zeitliche Begren-
zung der Übertragung der Durchführungsbefugnisse auf
die Kommission vorsehen, so rasch wie möglich ange-
nommen werden. Da das Regelungsverfahren mit Kon-
trolle nunmehr eingeführt ist, sollte die Bestimmung der
Richtlinie 2004/39/EG, die eine zeitliche Befristung vor-
sieht, gestrichen werden.

(6) Die Kommission sollte in regelmäßigen Zeitabständen
das Funktionieren der Vorschriften über die ihr übertra-
genen Durchführungsbefugnisse bewerten, um es dem
Europäischen Parlament und dem Rat zu ermöglichen,
festzustellen, ob das Ausmaß dieser Befugnisse und die
Verfahrensvorschriften für die Kommission angemessen
sind und sowohl Effizienz als auch demokratische Re-
chenschaftspflicht sicherstellen.

(7) Die Richtlinie 2004/39/EG sollte daher entsprechend ge-
ändert werden.

(8) Da es sich bei den Änderungen, die mit der vorliegenden
Richtlinie an der Richtlinie 2004/39/EG vorgenommen
werden, um technische Anpassungen handelt, die aus-
schließlich das Ausschussverfahren betreffen, müssen sie
von den Mitgliedstaaten nicht in nationales Recht umge-
setzt werden. Es ist daher nicht erforderlich, Bestimmun-
gen hierfür vorzusehen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Änderungen

Die Richtlinie 2004/39/EG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Satz wird angefügt:

„Diese Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Be-
stimmungen dieser Richtlinie durch Ergänzung werden
nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten Regelungs-
verfahren mit Kontrolle erlassen.“

2. Artikel 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nummer 2 werden die Worte „nach dem in
Artikel 64 Absatz 2 genannten Verfahren“ gestrichen.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

i) Die Worte „nach dem in Artikel 64 Absatz 2 ge-
nannten Verfahren“ werden gestrichen.

ii) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Die Maßnahmen gemäß diesem Artikel zur Ände-
rung nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richt-
linie durch Ergänzung werden nach dem in Artikel 64
Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kon-
trolle erlassen.“

3. Artikel 13 Absatz 10 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Satz wird angefügt:

„Diese Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Be-
stimmungen dieser Richtlinie durch Ergänzung werden
nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten Regelungs-
verfahren mit Kontrolle erlassen.“

4. In den Unterabsätzen 2 und 3 von Artikel 15 Absatz 3
werden die Worte „nach dem in Artikel 64 Absatz 2 ge-
nannten Verfahren“ durch die Worte „nach dem in Arti-
kel 64 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren“ ersetzt.

5. Artikel 18 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Die Maßnahmen gemäß Unterabsatz 1 zur Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie durch
Ergänzung werden nach dem in Artikel 64 Absatz 2
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

6. Artikel 19 Absatz 10 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Die Maßnahmen gemäß Unterabsatz 1 zur Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie durch
Ergänzung werden nach dem in Artikel 64 Absatz 2
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“
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7. Artikel 21 Absatz 6 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Die Maßnahmen gemäß Unterabsatz 1 zur Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie durch
Ergänzung werden nach dem in Artikel 64 Absatz 2
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

8. Artikel 22 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Die Maßnahmen gemäß Unterabsatz 1 zur Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie durch
Ergänzung werden nach dem in Artikel 64 Absatz 2
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

9. Artikel 24 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Die Maßnahmen gemäß Unterabsatz 1 zur Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie durch
Ergänzung werden nach dem in Artikel 64 Absatz 2
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

10. Artikel 25 Absatz 7 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Satz wird angefügt:

„Diese Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Be-
stimmungen dieser Richtlinie durch Ergänzung werden
nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten Regelungs-
verfahren mit Kontrolle erlassen.“

11. Artikel 27 Absatz 7 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Die Maßnahmen gemäß Unterabsatz 1 zur Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie durch
Ergänzung werden nach dem in Artikel 64 Absatz 2
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

12. Artikel 28 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Die Maßnahmen gemäß Unterabsatz 1 zur Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie durch
Ergänzung werden nach dem in Artikel 64 Absatz 2
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

13. Artikel 29 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) In Unterabsatz 1 werden die Worte „nach dem in Arti-
kel 64 Absatz 2 genannten Verfahren“ gestrichen.

b) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Die Maßnahmen gemäß Unterabsatz 1 zur Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie durch
Ergänzung werden nach dem in Artikel 64 Absatz 2
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

14. Artikel 30 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) In Unterabsatz 1 werden die Worte „nach dem in Arti-
kel 64 Absatz 2 genannten Verfahren“ gestrichen.

b) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Die Maßnahmen gemäß Unterabsatz 1 zur Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie durch
Ergänzung werden nach dem in Artikel 64 Absatz 2
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“
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15. Artikel 40 Absatz 6 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Die Maßnahmen gemäß Unterabsatz 1 zur Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie durch
Ergänzung werden nach dem in Artikel 64 Absatz 2
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

16. Artikel 44 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Die Maßnahmen gemäß Unterabsatz 1 zur Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie durch
Ergänzung werden nach dem in Artikel 64 Absatz 2
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

17. Artikel 45 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Die Maßnahmen gemäß Unterabsatz 1 zur Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie durch
Ergänzung werden nach dem in Artikel 64 Absatz 2
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

18. Artikel 56 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Satz wird angefügt:

„Diese Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Be-
stimmungen dieser Richtlinie durch Ergänzung werden
nach dem in Artikel 64 Absatz 2 genannten Regelungs-
verfahren mit Kontrolle erlassen.“

19. In Artikel 58 Absatz 4 werden die Worte „nach dem in
Artikel 64 Absatz 2 genannten Verfahren“ durch die Worte
„nach dem in Artikel 64 Absatz 3 genannten Regelungs-
verfahren“ ersetzt.

20. Artikel 64 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so
gelten Artikel 5a Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 des
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen
Artikel 8.“

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so
gelten die Artikel 5 und 7 des Beschlusses
1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8.

Die Frist nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.“

c) Der folgende Absatz wird angefügt:

„(4) Bis 31. Dezember 2010 und danach mindestens
alle drei Jahre überprüft die Kommission die Vorschrif-
ten für ihre Durchführungsbefugnisse und legt dem Eu-
ropäischen Parlament und dem Rat einen Bericht über
das Funktionieren dieser Befugnisse vor. In dem Bericht
wird insbesondere geprüft, ob die Kommission Ände-
rungen zu dieser Richtlinie vorschlagen muss, um den
angemessenen Umfang der ihr übertragenen Durchfüh-
rungsbefugnisse zu gewährleisten. Die Schlussfolgerung,
ob eine Änderung erforderlich ist oder nicht, muss eine
detaillierte Begründung enthalten. Erforderlichenfalls
wird dem Bericht ein Legislativvorschlag zur Änderung
der Vorschriften für die Übertragung der Durchfüh-
rungsbefugnisse an die Kommission beigefügt.“

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 3

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 11. März 2008.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
H.-G. PÖTTERING

Im Namen des Rates

Der Präsident
J. LENARČIČ
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RICHTLINIE 2008/11/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 11. März 2008

zur Änderung der Richtlinie 2003/71/EG betreffend den Prospekt, der beim öffentlichen Angebot
von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel zu veröffentlichen ist, im Hinblick auf die

der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄ-
ISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 44 und 95,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

nach Stellungnahme der Europäischen Zentralbank (2),

nach dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Richtlinie 2003/71/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates (4) ist festgelegt, dass bestimmte
Maßnahmen gemäß dem Beschluss 1999/468/EG des Ra-
tes vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten
für die Ausübung der der Kommission übertragenen
Durchführungsbefugnisse (5) zu erlassen sind.

(2) Der Beschluss 1999/468/EG wurde durch den Beschluss
2006/512/EG geändert, mit dem für den Erlass von
Durchführungsmaßnahmen von allgemeiner Tragweite
zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen eines
nach dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags erlas-
senen Basisrechtsakts, auch durch Streichung einiger die-
ser Bestimmungen oder Ergänzung dieses Rechtsakts

durch Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmun-
gen, das Regelungsverfahren mit Kontrolle eingeführt
wurde.

(3) Gemäß der Erklärung des Europäischen Parlaments,
des Rates und der Kommission (6) zum Beschluss
2006/512/EG müssen Rechtsakte, die bereits in Kraft ge-
treten sind und die nach dem Verfahren des Artikels 251
des Vertrags erlassen wurden, nach den geltenden Ver-
fahren angepasst werden, damit das Regelungsverfahren
mit Kontrolle auf sie angewandt werden kann.

(4) Die Kommission sollte die Befugnis erhalten, die zur
Durchführung der Richtlinie 2003/71/EG notwendigen
Maßnahmen zu erlassen, um technischen Entwicklungen
auf den Finanzmärkten Rechnung zu tragen und die ein-
heitliche Anwendung dieser Richtlinie sicherzustellen. Es
handelt sich um Maßnahmen, die darauf abstellen, Be-
griffsbestimmungen der Richtlinie 2003/71/EG anzupas-
sen und Form und Inhalt des Prospekts zu präzisieren
oder zu ergänzen. Da es sich hierbei um Maßnahmen
von allgemeiner Tragweite handelt, die eine Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen der Richtlinie
2003/71/EG durch Ergänzung um neue nicht wesentliche
Bestimmungen bewirken, sind diese Maßnahmen nach
dem Regelungsverfahren mit Kontrolle gemäß
Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG zu erlassen.

(5) In der Richtlinie 2003/71/EG ist im Hinblick auf die der
Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse eine
zeitliche Begrenzung festgelegt. In ihrer Erklärung zum
Beschluss 2006/512/EG stellen das Europäische Parla-
ment, der Rat und die Kommission fest, dass dieser Be-
schluss eine zufrieden stellende horizontale Lösung für
den Wunsch des Europäischen Parlaments darstellt, die
Durchführung der im Mitentscheidungsverfahren ange-
nommenen Rechtsakte zu kontrollieren, und dass der
Kommission die Durchführungsbefugnisse ohne zeitliche
Begrenzung übertragen werden sollten. Ferner haben das
Europäischen Parlament und der Rat erklärt, dass sie da-
für sorgen werden, dass Vorschläge zur Aufhebung von
Bestimmungen in Rechtsakten, die eine zeitliche Begren-
zung der Übertragung der Durchführungsbefugnisse an
die Kommission vorsehen, so rasch wie möglich ange-
nommen werden. Da das Regelungsverfahren mit Kon-
trolle nunmehr eingeführt ist, sollte die Bestimmung der
Richtlinie 2003/71/EG, die eine zeitliche Begrenzung vor-
sieht, gestrichen werden.
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(6) Die Kommission sollte in regelmäßigen Zeitabständen
das Funktionieren der Vorschriften für die ihr übertrage-
nen Durchführungsbefugnisse bewerten, um es dem Eu-
ropäischen Parlament und dem Rat zu ermöglichen, fest-
zustellen, ob das Ausmaß dieser Befugnisse und die Ver-
fahrensvorschriften für die Kommission angemessen sind
und sowohl die Effizienz als auch die demokratische Re-
chenschaftspflicht sicherstellen.

(7) Die Richtlinie 2003/71/EG sollte daher entsprechend ge-
ändert werden.

(8) Da es sich bei den Änderungen, die mit der vorliegenden
Richtlinie an der Richtlinie 2003/71/EG vorgenommen
werden, um technische Anpassungen handelt, die aus-
schließlich das Ausschussverfahren betreffen, müssen sie
von den Mitgliedstaaten nicht in nationales Recht umge-
setzt werden. Es ist daher nicht erforderlich, Bestimmun-
gen hierfür vorzusehen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Änderungen

Die Richtlinie 2003/71/EG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 Absatz 4, Artikel 4 Absatz 3, Artikel 5 Absatz 5,
Artikel 7 Absatz 1, Artikel 8 Absatz 4, Artikel 11 Absatz 3,
Artikel 13 Absatz 7, Artikel 14 Absatz 8 und Artikel 15
Absatz 7 werden wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 24 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Satz wird angefügt:

„Diese Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Be-
stimmungen dieser Richtlinie durch Ergänzung werden
nach dem in Artikel 24 Absatz 2a genannten Regelungs-
verfahren mit Kontrolle erlassen.“

2. Artikel 20 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Um die einheitliche Anwendung dieser Richtlinie zu
gewährleisten, erlässt die Kommission gemäß Artikel 5 und
Artikel 7 Durchführungsmaßnahmen zur Festlegung allge-
meiner Kriterien für die Gleichwertigkeit. Diese Maßnahmen
zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen dieser
Richtlinie durch Ergänzung werden gemäß dem in Artikel 24
Absatz 2a genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle er-
lassen.

Auf der Grundlage der oben genannten Kriterien kann die
Kommission nach dem in Artikel 24 Absatz 2 genannten

Regelungsverfahren Durchführungsmaßnahmen erlassen, die
feststellen, ob ein Drittstaat aufgrund seines innerstaatlichen
Rechts oder aufgrund von Vorgehensweisen oder Verfahren,
die auf von internationalen Organisationen festgelegten inter-
nationalen Standards basieren, einschließlich der Offenle-
gungsstandards der IOSCO, gewährleistet, dass die in diesem
Staat erstellten Prospekte den Anforderungen dieser Richt-
linie entsprechen.“

3. Artikel 24 wird wie folgt geändert:

a) Folgender Absatz wird angefügt:

„(2a) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so
gelten Artikel 5a Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 des Be-
schlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Arti-
kel 8.“

b) Die Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

„(3) Bis 31. Dezember 2010 und danach mindestens
alle drei Jahre überprüft die Kommission die Vorschriften
für ihre Durchführungsbefugnisse und legt dem Europä-
ischen Parlament und dem Rat einen Bericht über das
Funktionieren dieser Befugnisse vor. In dem Bericht
wird insbesondere geprüft, ob die Kommission Änderun-
gen zu dieser Richtlinie vorschlagen muss, um den ange-
messenen Umfang der ihr übertragenen Durchführungs-
befugnisse zu gewährleisten. Die Schlussfolgerung, ob
eine Änderung erforderlich ist oder nicht, muss eine de-
taillierte Begründung enthalten. Erforderlichenfalls wird
dem Bericht ein Legislativvorschlag zur Änderung der
Vorschriften für die Übertragung der Durchführungsbe-
fugnisse an die Kommission beigefügt.“

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 3

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 11. März 2008.

In Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
H.-G. PÖTTERING

Im Namen des Rates

Der Präsident
J. LENARČIČ
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RICHTLINIE 2008/12/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 11. März 2008

zur Änderung der Richtlinie 2006/66/EG über Batterien und Akkumulatoren sowie Altbatterien und
Altakkumulatoren im Hinblick auf die der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄ-
ISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 175 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Richtlinie 2006/66/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates (3) ist festgelegt, dass bestimmte
Maßnahmen gemäß dem Beschluss 1999/468/EG des Ra-
tes vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten
für die Ausübung der der Kommission übertragenen
Durchführungsbefugnisse (4) zu erlassen sind.

(2) Der Beschluss 1999/468/EG wurde durch den Beschluss
2006/512/EG geändert, mit dem für die Annahme von
Maßnahmen von allgemeiner Tragweite zur Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen eines nach dem Ver-
fahren des Artikels 251 des Vertrags erlassenen Basis-
rechtsakts, auch durch Streichung einiger dieser Bestim-
mungen oder Ergänzung dieses Rechtsakts durch Hinzu-
fügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen, das Re-
gelungsverfahren mit Kontrolle eingeführt wurde.

(3) Gemäß der Erklärung des Europäischen Parlaments, des
Rates und der Kommission (5) zum Beschluss
2006/512/EG müssen Rechtsakte, die bereits in Kraft ge-
treten sind und die nach Artikel 251 des Vertrags erlas-
sen wurden, nach den geltenden Verfahren angepasst
werden, damit das Regelungsverfahren mit Kontrolle auf
sie angewandt werden kann.

(4) Die Kommission sollte die Befugnis erhalten, den Anhang
III anzupassen und die Durchführungsvorschriften für die
Ausfuhr und die Kennzeichnung von Batterien und Ak-
kumulatoren zu erlassen und zu überarbeiten. Da es sich
hierbei um Maßnahmen von allgemeiner Tragweite han-
delt, die eine Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen
der Richtlinie 2006/66/EG, auch durch Ergänzung um
neue nicht wesentliche Bestimmungen bewirken, sind
diese Maßnahmen nach dem Regelungsverfahren mit
Kontrolle gemäß Artikel 5a des Beschlusses
1999/468/EG zu erlassen.

(5) Die Richtlinie 2006/66/EG sollte daher entsprechend
geändert werden.

(6) Da es sich bei den Änderungen, die mit der vorliegenden
Richtlinie an der Richtlinie 2006/66/EG vorgenommen
werden, um technische Änderungen handelt, die aus-
schließlich das Ausschussverfahren betreffen, müssen sie
durch die Mitgliedstaaten nicht umgesetzt werden. Es ist
daher nicht erforderlich, Bestimmungen hierfür vorzuse-
hen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Änderungen

Die Richtlinie 2006/66/EG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 10 Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Nach dem in Artikel 24 Absatz 2 genannten Rege-
lungsverfahren können Übergangsbestimmungen festgelegt
werden, um Schwierigkeiten eines Mitgliedstaats bei der Ein-
haltung der Anforderungen des Absatzes 2 zu begegnen, die
sich aufgrund besonderer nationaler Gegebenheiten ergeben.

Bis zum 26. September 2007 wird eine gemeinsame Metho-
dik für die Berechnung des Jahresabsatzes von Gerätebatte-
rien und -akkumulatoren an Endnutzer aufgestellt. Diese
Maßnahme zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen
dieser Richtlinie durch Ergänzung wird nach dem in Arti-
kel 24 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle
erlassen.“;
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2. Artikel 12 Absatz 6 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„(6) Zur Berücksichtigung des technischen oder wissen-
schaftlichen Fortschritts kann Anhang III angepasst oder er-
gänzt werden. Diese Maßnahmen zur Änderung nicht we-
sentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie auch durch Ergän-
zung werden nach dem in Artikel 24 Absatz 3 genannten
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

3. Artikel 15 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Zu diesem Artikel werden Durchführungsvorschriften,
insbesondere Kriterien zur Beurteilung der Frage, ob die in
Absatz 2 genannten Bedingungen den Anforderungen dieser
Richtlinie entsprechen, festgelegt. Diese Maßnahmen zur Än-
derung nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie
durch Ergänzung werden nach dem in Artikel 24 Absatz 3
genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

4. Artikel 17 erhält folgende Fassung:

„Artikel 17

Registrierung

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass jeder Hersteller regist-
riert ist. Die Registrierung unterliegt in jedem Mitgliedstaat
den gleichen Verfahrensanforderungen. Diese Registrierungs-
anforderungen zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmun-
gen dieser Richtlinie durch Ergänzung werden nach dem in
Artikel 24 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kon-
trolle erlassen.“

5. Artikel 21 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass bis zum
26. September 2009 auf allen Gerätebatterien und -akku-
mulatoren ihre Kapazität in sichtbarer, lesbarer und un-
auslöschlicher Form angegeben ist. Die Regelungen für
die Umsetzung dieser Verpflichtung im Einzelnen, ein-
schließlich harmonisierter Verfahren für die Bestimmung

von Kapazität und fachgerechter Verwendung, werden bis
zum 26. März 2009 festgelegt. Diese Maßnahmen zur
Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richt-
linie durch Ergänzung werden nach dem in Artikel 24
Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle
erlassen.“

b) Absatz 7 erhält folgende Fassung:

„(7) Ausnahmen von den Kennzeichnungsvorschriften
dieses Artikels können gewährt werden. Diese Maßnah-
men zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen die-
ser Richtlinie durch Ergänzung werden nach dem in Arti-
kel 24 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren mit Kon-
trolle erlassen.“

6. Artikel 24 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
Artikel 5a Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 des Beschlusses
1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8.“

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 3

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 11. März 2008.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
H.-G. PÖTTERING

Im Namen des Rates
Der Präsident
J. LENARČIČ
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RICHTLINIE 2008/13/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 11. März 2008

zur Aufhebung der Richtlinie 84/539/EWG des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die in der Veterinärmedizin eingesetzten elektrischen Geräte

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In den Gemeinschaftsmaßnahmen für eine bessere Recht-
setzung wird die Bedeutung der Vereinfachung einzel-
staatlicher und gemeinschaftlicher Rechtsvorschriften als
Schlüsselelement für die Verbesserung der Wettbewerbs-
fähigkeit von Unternehmen und die Erreichung der Ziele
der Lissabon-Agenda hervorgehoben.

(2) Das in der Richtlinie 84/539/EWG des Rates (3) festge-
legte Verfahren zur Bewertung der Konformität ist für die
Zwecke des Binnenmarkts und des Handels mit Drittlän-
dern nicht mehr erforderlich.

(3) Das Funktionieren des Binnenmarkts und der Schutz der
Benutzer und der Tiere können durch andere gemein-
schaftliche Rechtsvorschriften besser gewährleistet wer-
den.

(4) Die Richtlinie 84/539/EWG sollte daher aufgehoben wer-
den.

(5) Die Aufhebung der Richtlinie 84/539/EWG hat zur
Folge, dass nach dem 31. Dezember 2008 das in deren
Anhang III dargestellte Übereinstimmungszeichen nicht
mehr verwendet werden kann und dass die zu ihrer Um-
setzung erlassenen einzelstaatlichen Vorschriften ebenfalls
aufgehoben werden müssen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 84/539/EWG wird mit Wirkung zum 31. Dezem-
ber 2008 aufgehoben.

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen die Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richt-
linie bis spätestens 31. Dezember 2008 nachzukommen. Sie
übermitteln der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser
Vorschriften und eine Korrelationstabelle für diese Vorschriften
und die Richtlinie.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mit-
gliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Geschehen zu Straßburg am 11. März 2008.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
H.-G. PÖTTERING

Im Namen des Rates

Der Präsident
J. LENARČIČ
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RICHTLINIE 2008/18/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 11. März 2008

zur Änderung der Richtlinie 85/611/EWG des Rates zur Koordinierung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in
Wertpapieren (OGAW) im Hinblick auf die der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 47 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

nach dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Richtlinie 85/611/EWG des Rates (3) ist festgelegt,
dass bestimmte Maßnahmen gemäß dem Beschluss
1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festle-
gung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommis-
sion übertragenen Durchführungsbefugnisse (4) zu erlas-
sen sind.

(2) Der Beschluss 1999/468/EG wurde durch den Beschluss
2006/512/EG geändert, mit dem für den Erlass von Maß-
nahmen von allgemeiner Tragweite zur Änderung nicht
wesentlicher Bestimmungen eines nach dem Verfahren
des Artikels 251 des Vertrags erlassenen Basisrechtsakts,
auch durch Streichung einiger dieser Bestimmungen oder
Ergänzung um neue nicht wesentliche Bestimmungen,
das Regelungsverfahren mit Kontrolle eingeführt wurde.

(3) Gemäß der Erklärung des Europäischen Parlaments, des
Rates und der Kommission (5) zum Beschluss
2006/512/EG müssen Rechtsakte, die bereits in Kraft ge-
treten sind und die nach dem Verfahren des Artikels 251

des Vertrags erlassen wurden, nach den geltenden Ver-
fahren angepasst werden, damit das Regelungsverfahren
mit Kontrolle auf sie angewandt werden kann.

(4) Die Kommission sollte die Befugnis erhalten, die zur
Durchführung der Richtlinie 85/611/EWG notwendigen
Maßnahmen zu erlassen, durch die Vornahme techni-
scher Änderungen, die darauf abzielen, zur Gewährleis-
tung der einheitlichen Anwendung jener Richtlinie in der
gesamten Gemeinschaft die Definitionen zu präzisieren,
die Terminologie anzugleichen und Definitionen in Über-
einstimmung mit späteren Rechtsakten zu den OGAW
und zu angrenzenden Themenbereichen abzufassen. Da
es sich hierbei um Maßnahmen von allgemeiner Trag-
weite handelt, die eine Änderung nicht wesentlicher Be-
stimmungen der Richtlinie 85/611/EWG bewirken, sind
diese Maßnahmen nach dem Regelungsverfahren mit
Kontrolle des Artikels 5a des Beschlusses 1999/468/EG
zu erlassen.

(5) Die Richtlinie 85/611/EWG sollte daher entsprechend
geändert werden.

(6) Da es sich bei den Änderungen, die mit der vorliegenden
Richtlinie an der Richtlinie 85/611/EWG vorgenommen
werden, um technische Anpassungen handelt, die aus-
schließlich das Ausschussverfahren betreffen, müssen sie
von den Mitgliedstaaten nicht in nationales Recht umge-
setzt werden. Es ist daher nicht erforderlich, Bestimmun-
gen hierfür vorzusehen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Änderungen

Artikel 53a und 53b der Richtlinie 85/611/EWG erhalten fol-
gende Fassung:

„Artikel 53a

Die Kommission nimmt an dieser Richtlinie technische Än-
derungen in den nachstehend genannten Bereichen vor:

a) Erläuterung der Definitionen, um die einheitliche Anwen-
dung dieser Richtlinie in der gesamten Gemeinschaft zu
gewährleisten;

b) Angleichung der Terminologie und Abfassung von Defi-
nitionen in Übereinstimmung mit späteren Rechtsakten
zu den OGAW und zu angrenzenden Themenbereichen.
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Diese Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Bestim-
mungen dieser Richtlinie werden nach dem in Artikel 53b
Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlas-
sen.

Artikel 53b

(1) Die Kommission wird von dem durch den Beschluss
2001/528/EG der Kommission (*).

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
Artikel 5a Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 des Beschlusses
1999/468/EG unter Beachtung von dessen Artikel 8.

___________
(*) ABl. L 191 vom 13.7.2001, S. 45. Geändert durch den

Beschluss 2004/8/EG (ABl. L 3 vom 7.1.2004, S. 33).“

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 3

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 11. März 2008.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
H.-G. PÖTTERING

Im Namen des Rates
Der Präsident
J. LENARČIČ
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RICHTLINIE 2008/19/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 11. März 2008

zur Änderung der Richtlinie 2002/83/EG über Lebensversicherungen im Hinblick auf die der
Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄ-
ISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 47 Absatz 2 und Arti-
kel 55,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

nach dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Richtlinie 2002/83/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates (3) ist festgelegt, dass bestimmte
Maßnahmen gemäß dem Beschluss 1999/468/EG des Ra-
tes vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten
für die Ausübung der der Kommission übertragenen
Durchführungsbefugnisse (4) zu erlassen sind.

(2) Der Beschluss 1999/468/EG wurde durch den Beschluss
2006/512/EG geändert, mit dem für den Erlass von Maß-
nahmen von allgemeiner Tragweite zur Änderung nicht
wesentlicher Bestimmungen eines nach dem Verfahren
des Artikels 251 des Vertrags erlassenen Basisrechtsakts,
auch durch Streichung einiger dieser Bestimmungen oder
Ergänzung dieses Rechtsakts um neue nicht wesentliche
Bestimmungen, das Regelungsverfahren mit Kontrolle
eingeführt wurde.

(3) Gemäß der Erklärung des Europäischen Parlaments, des
Rates und der Kommission (5) zum Beschluss
2006/512/EG müssen Rechtsakte, die bereits in Kraft ge-
treten sind und die nach dem Verfahren des Artikels 251
des Vertrags erlassen wurden, nach den geltenden Ver-
fahren angepasst werden, damit das Regelungsverfahren
mit Kontrolle auf sie angewandt werden kann.

(4) Die Kommission sollte die Befugnis erhalten, die zur
Durchführung der Richtlinie 2002/83/EG notwendigen
Maßnahmen zu erlassen, um technischen Entwicklungen
im Versicherungssektor oder auf den Finanzmärkten
Rechnung zu tragen und die einheitliche Anwendung
jener Richtlinie sicherzustellen. Diese Maßnahmen stellen
insbesondere darauf ab, die für die verfügbare Solvabili-
tätsspanne in Frage kommenden Bestandteile anzupassen,
die Liste der Rechtsformen zu erweitern, die Liste der
Versicherungszweige zu ändern oder die Terminologie
dieser Liste anzupassen, die die Solvabilitätsspanne kon-
stituierenden Elemente zu klären oder anzupassen, die
Liste der zur Bedeckung der versicherungstechnischen
Rückstellungen zugelassenen Vermögenswerte sowie die
Streuungsregelungen zu ändern, die Lockerungen des
Kongruenzprinzips zu ändern, Begriffsbestimmungen zu
klären und die erforderlichen technischen Anpassungen
an den Regeln zur Festlegung der Höchstzinssätze vorzu-
nehmen. Da es sich hierbei um Maßnahmen von allge-
meiner Tragweite handelt, die eine Änderung nicht we-
sentlicher Bestimmungen der Richtlinie 2002/83/EG be-
wirken, sind diese Maßnahmen nach dem Regelungsver-
fahren mit Kontrolle des Artikels 5a des Beschlusses
1999/468/EG zu erlassen.

(5) Die Richtlinie 2002/83/EG sollte daher entsprechend ge-
ändert werden.

(6) Da es sich bei den Änderungen, die mit der vorliegenden
Richtlinie an der Richtlinie 2002/83/EG vorgenommen
werden, um technische Anpassungen handelt, die aus-
schließlich das Ausschussverfahren betreffen, müssen sie
von den Mitgliedstaaten nicht in nationales Recht umge-
setzt werden. Es ist daher nicht erforderlich, Bestimmun-
gen hierfür vorzusehen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Änderungen

Die Richtlinie 2002/83/EG wird wie folgt geändert:
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1. In Artikel 64 erhält der einleitende Satzteil folgende Fassung:

„Folgende technische Anpassungen zur Änderung nicht we-
sentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie werden nach dem
in Artikel 65 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit
Kontrolle erlassen:“

2. Artikel 65 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gel-
ten Artikel 5a Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 des Be-
schlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Arti-
kel 8.“

b) Absatz 3 wird gestrichen.

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 3

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 11. März 2008.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
H.-G. PÖTTERING

Im Namen des Rates

Der Präsident
J. LENARČIČ
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RICHTLINIE 2008/20/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 11. März 2008

zur Änderung der Richtlinie 2005/60/EG zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum
Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung im Hinblick auf die der Kommission

übertragenen Durchführungsbefugnisse

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄ-
ISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 47 Absatz 2 Satz 1
und Satz 3 sowie auf Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

nach Stellungnahme der Europäischen Zentralbank (2),

nach dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Richtlinie 2005/60/EG (4) ist festgelegt, dass be-
stimmte Maßnahmen gemäß dem Beschluss
1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festle-
gung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommis-
sion übertragenen Durchführungsbefugnisse (5) zu erlas-
sen sind.

(2) Der Beschluss 1999/468/EG wurde durch den Beschluss
2006/512/EG geändert, mit dem für die Annahme von
Maßnahmen von allgemeiner Tragweite zur Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen eines nach dem Ver-
fahren des Artikels 251 des Vertrags erlassenen Basis-
rechtsakts, auch durch Streichung einiger dieser Bestim-
mungen oder Ergänzung dieses Rechtsakts um neue nicht
wesentliche Bestimmungen, das Regelungsverfahren mit
Kontrolle eingeführt wurde.

(3) Gemäß der Erklärung des Europäischen Parlaments, des
Rates und der Kommission (6) zum Beschluss
2006/512/EG müssen Rechtsakte, die bereits in Kraft ge-
treten sind und die nach dem Verfahren nach Artikel 251
des Vertrags erlassen wurden, nach den geltenden Ver-
fahren angepasst werden, damit das Regelungsverfahren
mit Kontrolle angewandt werden kann.

(4) Die Kommission sollte die Befugnis erhalten, die zur
Durchführung der Richtlinie 2005/60/EG notwendigen
Maßnahmen zu erlassen, um technischen Entwicklungen
auf dem Gebiet der Bekämpfung von Geldwäsche und
Terrorismusfinanzierung Rechnung zu tragen und die
einheitliche Anwendung dieser Richtlinie sicherzustellen.
Diese Maßnahmen stellen insbesondere auf Folgendes ab:
Klärung der technischen Aspekte einiger Begriffsbestim-
mungen in der Richtlinie 2005/60/EG, Aufstellung tech-
nischer Kriterien für die Beurteilung, ob ein geringes oder
hohes Risiko der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzie-
rung vorliegt, und ob sich die Anwendung dieser Richt-
linie auf Personen rechtfertigt, die eine Finanztätigkeit
nur gelegentlich oder in sehr begrenztem Umfang aus-
üben, sowie Anpassung der in der Richtlinie genannten
Beträge an die wirtschaftlichen Entwicklungen und geän-
derten internationalen Normen. Da es sich hierbei um
Maßnahmen von allgemeiner Tragweite handelt, die
eine Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen der
Richtlinie 2005/60/EG auch durch Ergänzung um neue
nicht wesentliche Bestimmungen bewirken, sind diese
Maßnahmen nach dem Regelungsverfahren mit Kontrolle
gemäß Artikel 5a des Beschlusses 1999/468/EG zu er-
lassen.

(5) Die Richtlinie 2005/60/EG sieht die zeitliche Begrenzung
der der Kommission übertragenen Durchführungsbefug-
nisse vor. Das Europäische Parlament, der Rat und die
Kommission haben in ihrer Erklärung zum Beschluss
2006/512/EG festgehalten, dass der Beschluss
2006/512/EG eine zufrieden stellende horizontale Lö-
sung für den Wunsch des Europäischen Parlaments dar-
stellt, die Durchführung der im Mitentscheidungsverfah-
ren angenommenen Rechtsakte zu kontrollieren. Der Rat
und das Europäischen Parlament haben außerdem erklärt,
dass die Vorschläge zur Aufhebung von Bestimmungen,
die eine zeitliche Befristung der der Kommission übertra-
genen Durchführungsbefugnisse vorsehen, so rasch wie
möglich angenommen werden sollten. Da das Regelungs-
verfahren mit Kontrolle eingeführt worden ist, muss die
Bestimmung der Richtlinie 2005/60/EG, die die zeitliche
Begrenzung vorsieht, gestrichen werden.
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(6) Die Kommission sollte in regelmäßigen Zeitabständen
das Funktionieren der Vorschriften für die ihr übertrage-
nen Durchführungsbefugnisse bewerten, um es dem Eu-
ropäischen Parlament und dem Rat zu ermöglichen, fest-
zustellen, ob der Umfang dieser Befugnisse und die Ver-
fahrensvorschriften für die Kommission angemessen sind,
und sowohl Effizienz als auch demokratische Rechen-
schaftspflicht sicherstellen.

(7) Die Richtlinie 2005/60/EG sollte daher entsprechend
geändert werden.

(8) Da es sich bei den Änderungen, die mit der vorliegenden
Richtlinie an der Richtlinie 2005/60/EG vorgenommen
werden, um technische Anpassungen handelt, die aus-
schließlich das Ausschussverfahren betreffen, müssen sie
durch die Mitgliedstaaten nicht in nationales Recht um-
gesetzt werden. Es sind also keine diesbezüglichen Be-
stimmungen vorzusehen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Änderungen

Die Richtlinie 2005/60/EG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 40 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 41 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Die Maßnahmen gemäß Unterabsatz 1 zur Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie, auch
durch Ergänzung, werden nach Artikel 41 Absatz 2a
nach dem Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

2. Artikel 40 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 41 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Die Maßnahmen gemäß Unterabsatz 1 zur Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie wer-
den nach Artikel 41 Absatz 2a nach dem Regelungsver-
fahren mit Kontrolle erlassen.“

3. Artikel 41 wird wie folgt geändert:

a) Folgender Absatz wird angefügt:

„(2a) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so
gelten Artikel 5a Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 des Be-
schlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Arti-
kel 8.“

b) Die Absätze 3 und 4 werden durch folgenden Absatz
ersetzt:

„(3) Bis 31. Dezember 2010 und danach mindestens
alle drei Jahre überprüft die Kommission die Vorschriften
für ihre Durchführungsbefugnisse und legt dem Europä-
ischen Parlament und dem Rat einen Bericht über das
Funktionieren dieser Befugnisse vor. In dem Bericht
wird insbesondere geprüft, ob die Kommission Änderun-
gen zu dieser Richtlinie vorschlagen muss, um den ange-
messenen Umfang der ihr übertragenen Durchführungs-
befugnisse zu gewährleisten. Die Schlussfolgerung, ob
eine Änderung erforderlich ist oder nicht, muss eine de-
taillierte Begründung enthalten. Erforderlichenfalls enthält
der Bericht einen Legislativvorschlag zur Änderung der
Vorschriften, gemäß denen der Kommission die Durch-
führungsbefugnisse übertragen werden.“

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 3

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 11. März 2008.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
H.-G. PÖTTERING

Im Namen des Rates

Der Präsident
J. LENARČIČ
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RICHTLINIE 2008/21/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 11. März 2008

zur Änderung der Richtlinie 91/675/EWG des Rates über die Einrichtung eines Europäischen
Ausschusses für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung im Hinblick auf

die der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄ-
ISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 47 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

nach dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Richtlinie 91/675/EWG des Rates (3) ist festgelegt,
dass bestimmte Maßnahmen gemäß dem Beschluss
1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festle-
gung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommis-
sion übertragenen Durchführungsbefugnisse (4) zu erlas-
sen sind.

(2) Der Beschluss 1999/468/EG wurde durch den Beschluss
2006/512/EG geändert, mit dem für die Annahme von
Maßnahmen von allgemeiner Tragweite zur Änderung
nicht wesentlicher Bestimmungen eines nach dem Ver-
fahren des Artikels 251 des Vertrags erlassenen Basis-
rechtsakts, auch durch Streichung einiger dieser Bestim-
mungen oder Ergänzung um neue nicht wesentliche Be-
stimmungen, das Regelungsverfahren mit Kontrolle ein-
geführt wurde.

(3) Gemäß der Erklärung des Europäischen Parlaments,
des Rates und der Kommission (5) zum Beschluss
2006/512/EG müssen Rechtsakte, die bereits in Kraft ge-

treten sind und die nach dem Verfahren des Artikels 251
des Vertrags erlassen wurden, nach den geltenden Ver-
fahren angepasst werden, damit das Regelungsverfahren
mit Kontrolle auf sie angewandt werden kann.

(4) Die zur Durchführung von Richtlinien über die Direkt-
versicherung (im Bereich der Lebens- und Nichtlebensver-
sicherung), Rückversicherung und betriebliche Altersver-
sorgung notwendigen Maßnahmen sollten gemäß dem
Beschluss 1999/468/EG erlassen werden. Handelt es
sich um Maßnahmen allgemeiner Tragweite, die eine Än-
derung nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtli-
nien, auch durch Ergänzung um neue nicht wesentliche
Bestimmungen, bewirken, sind diese Maßnahmen nach
dem Regelungsverfahren mit Kontrolle des Artikel 5a
des Beschlusses 1999/468/EG zu erlassen.

(5) Die Richtlinie 91/675/EWG sollte daher entsprechend
geändert werden.

(6) Da es sich bei den Änderungen, die mit der vorliegenden
Richtlinie an der Richtlinie 91/675/EWG vorgenommen
werden, um technische Anpassungen handelt, die aus-
schließlich das Ausschussverfahren betreffen, müssen sie
von den Mitgliedstaaten nicht in nationales Recht umge-
setzt werden. Es ist daher nicht erforderlich, Bestimmun-
gen hierfür vorzusehen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Änderungen

Die Richtlinie 91/675/EWG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 erhält folgende Fassung:

„Artikel 2

Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so gelten
Artikel 5a Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 des Beschlusses
1999/468/EG (*) unter Beachtung von dessen Artikel 8.
___________
(*) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23. Geändert durch den

Beschluss 2006/512/EG (ABl. L 200 vom 22.7.2006,
S. 11).“
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2. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 2a

Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beach-
tung von dessen Artikel 8.

Die Frist nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses
1999/468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.“

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 3

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 11. März 2008.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
H.-G. PÖTTERING

Im Namen des Rates
Der Präsident
J. LENARČIČ
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RICHTLINIE 2008/22/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 11. März 2008

zur Änderung der Richtlinie 2004/109/EG zur Harmonisierung der Transparenzanforderungen in
Bezug auf Informationen über Emittenten, deren Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten
Markt zugelassen sind, im Hinblick auf die der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄ-
ISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 44 und 95,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

nach Stellungnahme der Europäischen Zentralbank (2),

nach dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates (4) ist festgelegt, dass bestimmte
Maßnahmen gemäß dem Beschluss 1999/468/EG des Ra-
tes vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten
für die Ausübung der der Kommission übertragenen
Durchführungsbefugnisse (5) zu erlassen sind.

(2) Der Beschluss 1999/468/EG wurde durch den Beschluss
2006/512/EG geändert, mit dem für den Erlass von Maß-
nahmen von allgemeiner Tragweite zur Änderung nicht
wesentlicher Bestimmungen eines nach dem Verfahren
des Artikels 251 des Vertrags erlassenen Basisrechtsakts,
auch durch Streichung einiger dieser Bestimmungen oder
Ergänzung um neue nicht wesentliche Bestimmungen,
das Regelungsverfahren mit Kontrolle eingeführt wurde.

(3) Gemäß der Erklärung des Europäischen Parlaments, des
Rates und der Kommission (6) zum Beschluss

2006/512/EG müssen Rechtsakte, die bereits in Kraft ge-
treten sind und die nach dem Verfahren des Artikels 251
des Vertrags erlassen wurden, nach den geltenden Ver-
fahren angepasst werden, damit das Regelungsverfahren
mit Kontrolle auf sie angewandt werden kann.

(4) Die Kommission sollte die Befugnis erhalten, die zur
Durchführung der Richtlinie 2004/109/EG notwendigen
Maßnahmen zu erlassen, um fachliche Aspekte einiger
Begriffsbestimmungen dieser Richtlinie zu klären, insbe-
sondere die Höchstdauer des üblichen kurzen Abrech-
nungszyklus, den Kalender der Handelstage, die Um-
stände, unter denen eine Person von Erwerb oder Ver-
äußerung der Stimmrechte Kenntnis erhalten sollte, und
die Voraussetzungen, die Market Maker und Verwaltungs-
gesellschaften erfüllen müssen, um als unabhängig zu
gelten; darüber hinaus soll technischen Entwicklungen
auf den Finanzmärkten Rechnung getragen werden, um
die Art der Abschlussprüfung zu präzisieren, die Mindest-
angaben für verkürzte Einzelabschlüsse festzulegen, die
Verfahren für Mitteilung und Veröffentlichung bedeuten-
der Beteiligungen sowie die Verfahren für die Übermitt-
lung der vorgeschriebenen Informationen an die zustän-
dige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats des Emittenten
näher auszuführen und Mindestnormen für die Verbrei-
tung vorgeschriebener Informationen und für die Einrich-
tung der zentralen Speicherungssysteme festzulegen. Da
es sich hierbei um Maßnahmen von allgemeiner Trag-
weite handelt, die eine Änderung nicht wesentlicher Be-
stimmungen der Richtlinie 2004/109/EG, auch durch Er-
gänzung um neue nicht wesentliche Bestimmungen, be-
wirken, sind diese Maßnahmen nach dem Regelungsver-
fahren mit Kontrolle des Artikels 5a des Beschlusses
1999/468/EG zu erlassen.

(5) In der Richtlinie 2004/109/EG ist im Hinblick auf die der
Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse eine
zeitliche Begrenzung festgelegt. In ihrer Erklärung zum
Beschluss 2006/512/EG stellen das Europäische Parla-
ment, der Rat und die Kommission fest, dass dieser Be-
schluss eine zufrieden stellende horizontale Lösung für
den Wunsch des Europäischen Parlaments darstellt, die
Durchführung der im Mitentscheidungsverfahren ange-
nommenen Rechtsakte zu kontrollieren, und dass der
Kommission die Durchführungsbefugnisse ohne zeitliche
Begrenzung übertragen werden sollten. Ferner haben das
Europäische Parlament und der Rat erklärt, dass sie dafür
sorgen werden, dass Vorschläge zur Aufhebung von Be-
stimmungen in Rechtsakten, die eine zeitliche Befristung
der Übertragung der Durchführungsbefugnisse an die
Kommission vorsehen, so rasch wie möglich angenom-
men werden. Da das Regelungsverfahren mit Kontrolle
nunmehr eingeführt ist, sollte die Bestimmung der Richt-
linie 2004/109/EG, die eine zeitliche Begrenzung vor-
sieht, gestrichen werden.
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(6) Die Kommission sollte in regelmäßigen Zeitabständen
das Funktionieren der Vorschriften für die ihr übertrage-
nen Durchführungsbefugnisse bewerten, um es dem Eu-
ropäischen Parlament und dem Rat zu ermöglichen, fest-
zustellen, ob das Ausmaß dieser Befugnisse und die Ver-
fahrensvorschriften für die Kommission angemessen sind
und sowohl Effizienz als auch demokratische Rechen-
schaftspflicht sicherstellen.

(7) Die Richtlinie 2004/109/EG sollte daher entsprechend
geändert werden.

(8) Da es sich bei den Änderungen, die mit der vorliegenden
Richtlinie an der Richtlinie 2004/109/EG vorgenommen
werden, um technische Anpassungen handelt, die aus-
schließlich das Ausschussverfahren betreffen, müssen sie
von den Mitgliedstaaten nicht in nationales Recht umge-
setzt werden. Es ist daher nicht erforderlich, Bestimmun-
gen hierfür vorzusehen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Änderungen

Die Richtlinie 2004/109/EG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Um den technischen Entwicklungen auf den Finanz-
märkten Rechnung zu tragen und eine einheitliche Anwen-
dung des Absatzes 1 sicherzustellen, erlässt die Kommission
nach den in Artikel 27 Absätze 2 und 2a genannten Ver-
fahren Durchführungsmaßnahmen zu den in Absatz 1 fest-
gelegten Begriffsbestimmungen.

Die Kommission wird insbesondere

a) für die Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe i Ziffer ii
festlegen, nach welchen Verfahren ein Emittent die
Wahl des Herkunftsmitgliedstaats zu treffen hat;

b) den Dreijahreszeitraum in Verbindung mit der Ge-
schäftstätigkeit des Emittenten an etwaige neue gemein-
schaftsrechtliche Bestimmungen über die Zulassung zum
Handel an einem geregelten Markt anpassen, wenn dies
für die in Absatz 1 Buchstabe i Ziffer ii genannte Wahl
des Herkunftsmitgliedstaats angezeigt sein sollte;

c) nach dem Regelungsverfahren des Artikels 27 Absatz 2
für die Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe l eine indika-

tive Liste der Hilfsmittel erstellen, die nicht als elektro-
nische Hilfsmittel anzusehen sind, und dabei Anhang V
der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informa-
tionsverfahren auf dem Gebiet der Normen und techni-
schen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste
der Informationsgesellschaft (*) Rechnung tragen.

Die Maßnahmen gemäß Unterabsatz 2 Buchstaben a und b,
die eine Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen dieser
Richtlinie durch Ergänzung um neue Bestimmungen bewir-
ken, werden nach dem in Artikel 27 Absatz 2a genannten
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.

___________
(*) ABl. L 204 vom 21.7.1998, S. 37. Zuletzt geändert

durch die Richtlinie 2006/96/EG des Rates (ABl.
L 363 vom 20.12.2006, S. 81).“

2. Artikel 5 Absatz 6 wird wie folgt geändert:

a) In Unterabsatz 1 werden die Worte „nach dem in Arti-
kel 27 Absatz 2 genannten Verfahren“ gestrichen.

b) Unterabsatz 3 erhält folgende Fassung:

„Die Maßnahmen gemäß Buchstabe a werden nach dem
in Artikel 27 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren
erlassen. Die Maßnahmen gemäß Buchstaben b und c
zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen dieser
Richtlinie durch Ergänzung werden nach dem in Arti-
kel 27 Absatz 2a genannten Regelungsverfahren mit
Kontrolle erlassen.

Die Kommission kann gegebenenfalls auch den Fünfjah-
reszeitraum gemäß Absatz 1 anpassen. Diese Maßnahme
zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen der
Richtlinie wird nach dem in Artikel 27 Absatz 2a ge-
nannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

3. Artikel 9 Absatz 7 erhält folgende Fassung:

„(7) Die Kommission erlässt Durchführungsmaßnahmen,
um den technischen Entwicklungen auf den Finanzmärkten
Rechnung zu tragen und die einheitliche Anwendung der
Absätze 2, 4 und 5 sicherzustellen. Diese Maßnahmen, die
eine Änderung wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie
durch Ergänzung bewirken, werden nach dem in Artikel 27
Absatz 2a genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle er-
lassen.
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Die Kommission legt die Höchstdauer des ‚kurzen Abrech-
nungszyklus‘ gemäß Absatz 4 dieses Artikels sowie ange-
messene Kontrollmechanismen für die zuständigen Behör-
den des Herkunftsmitgliedstaats fest. Diese Maßnahmen zur
Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richt-
linie durch Ergänzung werden nach dem in Artikel 27 Ab-
satz 2a genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlas-
sen.

Die Kommission kann ferner nach dem in Artikel 27 Ab-
satz 2 genannten Regelungsverfahren eine Liste der Ereig-
nisse im Sinne des Absatzes 2 aufstellen.“

4. Artikel 12 Absatz 8 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 27 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Diese Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Be-
stimmungen dieser Richtlinie durch Ergänzung werden
nach dem in Artikel 27 Absatz 2a genannten Rege-
lungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

5. Artikel 13 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 27 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Diese Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Be-
stimmungen dieser Richtlinie durch Ergänzung werden
nach dem in Artikel 27 Absatz 2a genannten Rege-
lungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

6. Artikel 14 Absatz 2, Artikel 17 Absatz 4 und Artikel 18
Absatz 5 werden wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 27 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Satz wird angefügt:

„Diese Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Be-
stimmungen dieser Richtlinie durch Ergänzung werden
nach dem in Artikel 27 Absatz 2a genannten Rege-
lungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

7. Artikel 19 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

a) Im ersten Unterabsatz werden die Worte „nach dem in
Artikel 27 Absatz 2 genannten Verfahren“ gestrichen.

b) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Die in den Unterabsätzen 1 und 2 vorgesehenen Maß-
nahmen zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmun-
gen dieser Richtlinie durch Ergänzung werden nach dem
in Artikel 27 Absatz 2a genannten Regelungsverfahren
mit Kontrolle erlassen.“

8. Artikel 21 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

a) Die Worte „nach dem in Artikel 27 Absatz 2 genannten
Verfahren“ werden gestrichen.

b) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Die in den Unterabsätzen 1, 2 und 3 vorgesehenen
Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Bestim-
mungen dieser Richtlinie durch Ergänzung werden
nach dem in Artikel 27 Absatz 2a genannten Rege-
lungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

9. Artikel 23 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

i) Nach Unterabsatz 1 wird folgender Unterabsatz ein-
gefügt:

„Im Zusammenhang mit Unterabsatz 1 Ziffer ii er-
lässt die Kommission auch Durchführungsmaßnah-
men für die Bewertung von für Emittenten aus mehr
als einem Land relevanten Standards. Diese Maßnah-
men zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmun-
gen dieser Richtlinie durch Ergänzung werden nach
dem in Artikel 27 Absatz 2a genannten Regelungs-
verfahren mit Kontrolle erlassen.“

ii) Folgender Unterabsatz wird angefügt:

„Im Zusammenhang mit Unterabsatz 2 erlässt die
Kommission auch Durchführungsmaßnahmen zur
Aufstellung allgemeiner Äquivalenzkriterien für
Rechnungslegungsstandards, die für Emittenten aus
mehr als einem Land relevant sind. Diese Maßnah-
men zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmun-
gen dieser Richtlinie durch Ergänzung werden nach
dem in Artikel 27 Absatz 2a genannten Regelungs-
verfahren mit Kontrolle erlassen.“
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b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

i) Die Worte „nach dem in Artikel 27 Absatz 2 ge-
nannten Verfahren“ werden gestrichen.

ii) Folgender Satz wird angefügt:

„Diese Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher
Bestimmungen dieser Richtlinie durch Ergänzung
werden nach dem in Artikel 27 Absatz 2a genann-
ten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

c) In Absatz 7 wird folgender Unterabsatz angefügt:

„Die Kommission erlässt auch Durchführungsmaßnah-
men zur Aufstellung allgemeiner Äquivalenzkriterien
für den Zweck des Unterabsatzes 1. Diese Maßnahmen
zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen dieser
Richtlinie durch Ergänzung werden nach dem in Arti-
kel 27 Absatz 2a genannten Regelungsverfahren mit
Kontrolle erlassen.“

10. Artikel 27 wird wie folgt geändert:

a) Folgender Absatz wird eingefügt:

„(2a) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so
gelten Artikel 5a Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 des
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen
Artikel 8.“

b) Die Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

„(3) Bis 31. Dezember 2010 und danach mindestens
alle drei Jahre überprüft die Kommission die Vorschrif-
ten für ihre Durchführungsbefugnisse und legt dem Eu-
ropäischen Parlament und dem Rat einen Bericht über
das Funktionieren dieser Befugnisse vor. In dem Bericht
wird insbesondere geprüft, ob die Kommission Ände-
rungen zu dieser Richtlinie vorschlagen muss, um den
angemessenen Umfang der ihr übertragenen Durchfüh-
rungsbefugnisse zu gewährleisten. Die Schlussfolgerung,
ob eine Änderung erforderlich ist oder nicht, muss eine
detaillierte Begründung enthalten. Erforderlichenfalls
wird dem Bericht ein Legislativvorschlag zur Änderung
der Vorschriften für die Übertragung der Durchfüh-
rungsbefugnisse an die Kommission beigefügt.“

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 3

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 11. März 2008.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
H.-G. PÖTTERING

Im Namen des Rates
Der Präsident
J. LENARČIČ
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RICHTLINIE 2008/23/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 11. März 2008

zur Änderung der Richtlinie 2006/49/EG über die angemessene Eigenkapitalausstattung von
Wertpapierfirmen und Kreditinstituten im Hinblick auf die der Kommission übertragenen

Durchführungsbefugnisse

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄ-
ISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 47 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (1),

nach Stellungnahme der Europäischen Zentralbank (2),

nach dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Richtlinie 2006/49/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates (4) ist festgelegt, dass bestimmte
Maßnahmen gemäß dem Beschluss 1999/468/EG des Ra-
tes vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten
für die Ausübung der der Kommission übertragenen
Durchführungsbefugnisse (5) zu erlassen sind.

(2) Der Beschluss 1999/468/EG wurde durch den Beschluss
2006/512/EG geändert, mit dem für den Erlass von Maß-
nahmen von allgemeiner Tragweite zur Änderung nicht
wesentlicher Bestimmungen eines nach dem Verfahren
des Artikels 251 des Vertrags erlassenen Basisrechtsakts,
auch durch Streichung einiger dieser Bestimmungen oder
Ergänzung dieses Rechtsakts um neue nicht wesentliche
Bestimmungen, das Regelungsverfahren mit Kontrolle
eingeführt wurde.

(3) Gemäß der Erklärung des Europäischen Parlaments, des
Rates und der Kommission (6) zum Beschluss
2006/512/EG müssen Rechtsakte, die bereits in Kraft ge-
treten sind und die nach dem Verfahren des Artikels 251
des Vertrags erlassen wurden, nach den geltenden Ver-

fahren angepasst werden, damit das Regelungsverfahren
mit Kontrolle auf sie angewandt werden kann.

(4) Die Kommission sollte die Befugnis erhalten, die zur
Durchführung der Richtlinie 2006/49/EG notwendigen
Maßnahmen zu erlassen, um unter anderem den techni-
schen Entwicklungen auf den Finanzmärkten Rechnung
zu tragen und die einheitliche Anwendung dieser Richt-
linie sicherzustellen. Die Maßnahmen stellen insbeson-
dere darauf ab, Begriffsbestimmungen zu präzisieren,
technische Anpassungen an der Richtlinie vorzunehmen,
welche die Berechnung der Eigenmittel, die Organisation,
Berechnung und Bewertung von Krediten und anderen
Risiken sowie die Kategorien von Wertpapierfirmen, die
unter jene Richtlinie fallen, betreffen. Da es sich hierbei
um Maßnahmen von allgemeiner Tragweite handelt, die
eine Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen der
Richtlinie 2006/49/EG bewirken, sind diese Maßnahmen
nach dem Regelungsverfahren mit Kontrolle des Artikels
5a des Beschlusses 1999/468/EG zu erlassen.

(5) In der Richtlinie 2006/49/EG ist im Hinblick auf die der
Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse eine
zeitliche Begrenzung festgelegt. In ihrer Erklärung zum
Beschluss 2006/512/EG stellen das Europäische Parla-
ment, der Rat und die Kommission fest, dass dieser Be-
schluss eine zufrieden stellende horizontale Lösung für
den Wunsch des Europäischen Parlaments darstellt, die
Durchführung der im Mitentscheidungsverfahren ange-
nommenen Rechtsakte zu kontrollieren, und dass der
Kommission die Durchführungsbefugnisse ohne zeitliche
Begrenzung übertragen werden sollten. Ferner haben das
Europäische Parlament und der Rat erklärt, dass sie dafür
sorgen werden, dass Vorschläge zur Aufhebung von Be-
stimmungen in Rechtsakten, die eine zeitliche Begren-
zung der Übertragung der Durchführungsbefugnisse an
die Kommission vorsehen, so rasch wie möglich ange-
nommen werden. Da das Regelungsverfahren mit Kon-
trolle nunmehr eingeführt ist, sollte die Bestimmung der
Richtlinie 2006/49/EG, die eine zeitliche Begrenzung vor-
sieht, gestrichen werden.

(6) Die Kommission sollte in regelmäßigen Zeitabständen
das Funktionieren der Vorschriften für die ihr übertrage-
nen Durchführungsbefugnisse bewerten, um es dem Eu-
ropäischen Parlament und dem Rat zu ermöglichen, fest-
zustellen, ob das Ausmaß dieser Befugnisse und die Ver-
fahrensvorschriften für die Kommission angemessen sind
und sowohl Effizienz als auch demokratische Rechen-
schaftspflicht sicherstellen.

(7) Die Richtlinie 2006/49/EG sollte daher entsprechend ge-
ändert werden.
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(8) Da es sich bei den Änderungen, die mit der vorliegenden
Richtlinie an der Richtlinie 2006/49/EG vorgenommen
werden, um technische Anpassungen handelt, die aus-
schließlich das Ausschussverfahren betreffen, müssen sie
von den Mitgliedstaaten nicht in nationales Recht umge-
setzt werden. Es ist daher nicht erforderlich, Bestimmun-
gen hierfür vorzusehen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Änderungen

Die Richtlinie 2006/49/EG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 41 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte „nach dem in Artikel 42
Absatz 2 genannten Verfahren“ gestrichen.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen zur Än-
derung nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie
werden nach dem in Artikel 42 Absatz 2 genannten
Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen.“

2. Artikel 42 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gel-
ten Artikel 5a Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 des Be-
schlusses 1999/468/EG unter Beachtung von dessen Arti-
kel 8.“

b) Die Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

„(3) Bis 31. Dezember 2010 und danach mindestens
alle drei Jahre überprüft die Kommission die Vorschriften
für ihre Durchführungsbefugnisse und legt dem Europä-
ischen Parlament und dem Rat einen Bericht über das
Funktionieren dieser Befugnisse vor. In dem Bericht
wird insbesondere geprüft, ob die Kommission Änderun-
gen zu dieser Richtlinie vorschlagen muss, um den ange-
messenen Umfang der ihr übertragenen Durchführungs-
befugnisse zu gewährleisten. Die Schlussfolgerung, ob
eine Änderung erforderlich ist oder nicht, muss eine de-
taillierte Begründung enthalten. Erforderlichenfalls wird
dem Bericht ein Legislativvorschlag zur Änderung der
Vorschriften für die Übertragung der Durchführungsbe-
fugnisse an die Kommission beigefügt.“

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 3

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 11. März 2008.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
H.-G. PÖTTERING

Im Namen des Rates

Der Präsident
J. LENARČIČ
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 17. März 2008

zur Änderung der Entscheidung 2004/558/EG zur Umsetzung der Richtlinie 64/432/EWG des Rates
hinsichtlich ergänzender Garantien im innergemeinschaftlichen Handel mit Rindern in Bezug auf die
infektiöse bovine Rhinotracheitis und der Genehmigung der von einigen Mitgliedstaaten

vorgelegten Tilgungsprogramme

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2008) 1004)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/233/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 64/432/EWG des Rates vom 26. Juni
1964 zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim inner-
gemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern und Schwei-
nen (1), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 9 der Richtlinie 64/432/EWG kann ein
Mitgliedstaat, der für eine der Tierseuchen gemäß An-
hang E Teil II der genannten Richtlinie ein Bekämpfungs-
programm erstellt hat, das für sein gesamtes Hoheitsge-
biet oder einen Teil seines Hoheitsgebiets obligatorisch
ist, dieses Programm der Kommission zur Genehmigung
vorlegen. Dieser Artikel sieht außerdem die Festlegung
der für den innergemeinschaftlichen Handel möglicher-
weise erforderlichen ergänzenden Garantien vor.

(2) Mit der Entscheidung 2004/558/EG der Kommission
vom 15. Juli 2004 zur Umsetzung der Richtlinie
64/432/EWG des Rates hinsichtlich ergänzender Garan-
tien im innergemeinschaftlichen Handel mit Rindern in
Bezug auf die infektiöse bovine Rhinotracheitis und der
Genehmigung der von einigen Mitgliedstaaten vorgeleg-

ten Tilgungsprogramme (2) wurden die von den Mitglied-
staaten vorgelegten und in Anhang I der genannten Ent-
scheidung aufgeführten Programme zur Bekämpfung und
Tilgung von Infektionen mit dem bovinen Herpesvirus
Typ 1 (nachstehend „BHV1“) für die im genannten An-
hang aufgeführten Regionen genehmigt; für diese Pro-
gramme gelten ergänzende Garantien in Bezug auf
BHV1 gemäß Artikel 9 der Richtlinie 64/432/EWG.

(3) Die Tschechische Republik hat nun das Programm zur
Tilgung der BHV1-Infektion auf ihrem gesamten Hoheits-
gebiet vorgelegt. Das Programm erfüllt die Kriterien ge-
mäß Artikel 9 Absatz 1 der Richtlinie 64/432/EWG. Das
Programm sieht auch Regelungen für die nationale Ver-
bringung von Rindern vor, die denjenigen entsprechen,
welche zuvor in bestimmten Mitgliedstaaten oder deren
Regionen eingeführt worden waren und die Seuche er-
folgreich in diesen Mitgliedstaaten oder Regionen getilgt
haben.

(4) Das von der Tschechischen Republik vorgelegte Pro-
gramm und die zusätzlichen Garantien gemäß Artikel 9
der Richtlinie 64/432/EWG sollten genehmigt werden.

(5) Anhang I der Entscheidung 2004/558/EG sollte daher
entsprechend geändert werden.

(6) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —
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HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Entscheidung 2004/558/EG erhält die Fassung des Anhangs der vorliegenden Entscheidung.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 17. März 2008

Für die Kommission
Androulla VASSILIOU

Mitglied der Kommission

ANHANG

„ANHANG I

Mitgliedstaaten Regionen der Mitgliedstaaten, in denen die ergänzenden Garantien für infektiöse bovine Rhinotra-
cheitis gemäß Artikel 9 der Richtlinie 64/432/EWG gelten

Tschechische Republik Alle Regionen

Deutschland Alle Regionen außer den Regierungsbezirken Oberpfalz und Oberfranken im Freistaat
Bayern

Italien Autonome Region Friuli Venezia Giulia
Autonome Provinz Trento“
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 18. März 2008

zur Änderung der Entscheidung 2003/467/EG hinsichtlich der Erklärung, dass bestimmte
Verwaltungsgebiete Polens amtlich frei von enzootischer Rinderleukose sind

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2008) 974)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/234/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 64/432/EWG des Rates vom 26. Juni
1964 zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim inner-
gemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern und Schwei-
nen (1), insbesondere auf Anhang D Kapitel I Abschnitt E,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Anhang D der Richtlinie 64/432/EWG können
Mitgliedstaaten bzw. Teile von Mitgliedstaaten in Bezug
auf die Rinderbestände amtlich als frei von enzootischer
Rinderleukose anerkannt werden, wenn sie bestimmte in
der Richtlinie festgelegte Bedingungen erfüllen.

(2) Die Entscheidung 2003/467/EG der Kommission vom
23. Juni 2003 zur Feststellung des amtlich anerkannt
tuberkulose-, brucellose- und rinderleukosefreien Status
bestimmter Mitgliedstaaten und Regionen von Mitglied-
staaten in Bezug auf die Rinderbestände (2) enthält die
Listen der Regionen von Mitgliedstaaten, die als frei
von Rinderleukose anerkannt wurden.

(3) Polen hat der Kommission jetzt Unterlagen vorgelegt,
anhand deren die Einhaltung der entsprechenden Bedin-
gungen gemäß der Richtlinie 64/432/EWG in 14 Ver-
waltungsbezirken (Powiaty) innerhalb der übergeordneten
Verwaltungseinheiten (Woiwodschaften) Kujawsko-Po-
morskie, Łódzkie und Małopolskie nachgewiesen wird,

damit diese als amtlich von der enzootischen Rinderleu-
kose freie Regionen Polens anerkannt werden.

(4) Nach Bewertung der von Polen vorgelegten Unterlagen
sollten diese „Powiaty“ als amtlich von der enzootischen
Rinderleukose freie Regionen dieses Mitgliedstaats aner-
kannt werden.

(5) Die Entscheidung 2003/467/EG sollte daher entspre-
chend geändert werden.

(6) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang III der Entscheidung 2003/467/EG wird gemäß dem
Anhang der vorliegenden Entscheidung geändert.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 18. März 2008

Für die Kommission
Androulla VASSILIOU

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. 121 vom 29.7.1964, S. 1977/64. Richtlinie zuletzt geändert
durch die Entscheidung 2007/729/EG der Kommission (ABl. L 294
vom 13.11.2007, S. 26).

(2) ABl. L 156 vom 25.6.2003, S. 74. Entscheidung zuletzt geändert
durch die Entscheidung 2008/97/EG (ABl. L 32 vom 6.2.2008,
S. 25).



ANHANG

In Anhang III Kapitel 2 der Entscheidung 2003/467/EG erhält der zweite Absatz betreffend Polen folgenden Wortlaut:

„In Polen:

— Woiwodschaft Dolnośląskie

Powiaty: Bolesławiecki, Dzierżoniowski, Głogowski, Górowski, Jaworski, Jeleniogórski, Jelenia Góra,
Kamiennogórski, Kłodzki, Legnicki, Legnica, Lubański, Lubiński, Lwówecki, Milicki, Oleś-
nicki, Oławski, Polkowicki, Strzeliński, Średzki, Świdnicki, Trzebnicki, Wałbrzyski, Wałbr-
zych, Wołowski, Wrocławski, Wrocław, Ząbkowicki, Zgorzelecki, Złotoryjski.

— Woiwodschaft Lubelskie

Powiaty: Bialski, Biała Podlaska, Biłgorajski, Chełmski, Chełm, Hrubieszowski, Janowski, Krasnos-
tawski, Kraśnicki, Lubartowski, Lubelski, Lublin, Łęczyński, Łukowski, Opolski, Parczew-
ski, Puławski, Radzyński, Rycki, Świdnicki, Tomaszowski, Włodawski, Zamojski, Zamość.

— Woiwodschaft Kujawsko-Pomorskie

Powiaty: Aleksandrowski, Chełmiński, Golubsko-Dobrzyński, Grudziądzki, Grudziądz, Toruński,
Toruń, Wąbrzeski.

— Woiwodschaft Łódzkie

Powiaty: Bełchatowski, Brzeziński, Kutnowski, Łaski, Łęczycki, Łowicki, Łódzki, Łódź, Opoczyński,
Pabianicki, Pajęczański, Piotrkowski, Piotrków Trybunalski, Poddębicki, Radomszczański,
Rawski, Sieradzki, Skierniewicki, Skierniewice, Tomaszowski, Wieluński, Wieruszowski,
Zduńskowolski, Zgierski.

— Woiwodschaft Małopolskie

Powiaty: Brzeski, Bocheński, Chrzanowski, Dąbrowski, Gorlicki, Krakowski, Kraków, Limanowski,
Miechowski, Myślenicki, Nowosądecki, Nowotarski, Nowy Sącz, Oświęcimski, Olkuski,
Proszowicki, Tarnowski, Tarnów, Tatrzański, Wielicki.

— Woiwodschaft Opolskie

Powiaty: Brzeski, Głubczycki, Kędzierzyńsko-Kozielski, Kluczborski, Krapkowicki, Namysłowski,
Nyski, Olecki, Opolski, Opole, Prudnicki, Strzelecki.

— Woiwodschaft Podkarpackie

Powiaty: Bieszczadzki, Brzozowski, Jasielski, Krośnieński, Krosno, Leski, Leżajski, Łańcucki, Rzes-
zowski, Rzeszów, Sanocki, Strzyżowski.
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— Woiwodschaft Śląskie

Powiaty: Będziński, Bielski, Bielsko Biała, Bytom, Chorzów, Cieszyński, Częstochowski, Często-
chowa, Dąbrowa, Gliwicki, Gliwice, Jastrzębie Zdrój, Jaworzno, Katowice, Kłobucki, Lub-
liniecki, Mikołowski, Mysłowice, Myszkowski, Piekary Śląskie, Pszczyński, Raciborski,
Ruda Śląska, Rybnicki, Rybnik, Siemianowice, Sosnowiec, Świętochłowice, Tarnogórski,
Tychy, Tyski, Wodzisławski, Zabrze, Zawierciański, Żory, Żywiecki.

— Woiwodschaft Świętokrzyskie

Powiaty: Buski, Jędrzejowski, Kazimierski, Kielecki, Kielce, Konecki, Opatowski, Ostrowiecki, Pińc-
zowski, Sandomierski, Skarżyski, Starachowicki, Staszowski, Włoszczowski.

— Woiwodschaft Wielkopolskie

Powiaty: Jarociński, Kaliski, Kalisz, Kępiński, Kolski, Koniński, Konin, Krotoszyński, Ostrzeszowski,
Słupecki, Turecki, Wrzesiński.“
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